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1. Einleitung 

Mit der Einführung des Katasters der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB-Kataster) im 

Kanton Bern 2016 wurde die digitale Datenlieferung der Nutzungsplanung gemäss kantonalem Datenmodell 

obligatorisch. Das Amt für Gemeinden und Raumordnung (AGR) legt das anzuwendende Datenmodell fest. 

 

Auf Grundlage der Baugesetzrevision vom 3. Dezember 2020 zu den elektronischen Bau- und 

Planerlassverfahren (eBUP) werden zukünftig die digitalen Datensätze den rechtsverbindlichen Zustand der 

Nutzungsplanungen abbilden und die bisherigen rechtsgültigen Papierpläne ablösen. Damit dieser Schritt 

vollzogen werden kann, wurde das Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 mit den erforderlichen Funktionen 

ausgestattet. 

 

Die im Datenmodell erfassten Daten bilden die Grundlage für diverse Produkte, wie beispielsweise den ÖREB-

Kataster sowie regionale und kommunale WebGIS-Angebote. 

1.1 Zweck und Zielpublikum 

Das vorliegende Handbuch soll Anwender und Anwenderinnen des Datenmodells, insbesondere 

Datentreuhänder und Datentreuhänderinnen, aber auch Planungsbehörden und Planungsunternehmen 

schrittweise ins Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 einführen und ihnen die nötigen Informationen zur 

technischen Umsetzung vermitteln. Die raumplanerische Umsetzung ist nicht Gegenstand des Handbuches; für 

Inhalte und Verfahren der Planungsgeschäfte ist die Planungsbehörde oder das von ihr mandatierte 

Planungsbüro zu konsultieren.   

 

Vorliegendes Handbuch enthält keine Anweisungen zur Überführung der Nutzungsplanung in ePlan; diese 

werden im Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 Überführung erläutert. 

1.2 Grundsätze der Datenverwaltung 

Im Anhang 1 der Kantonalen Geoinformationsverordnung (KGeoIV) werden die Stellen bezeichnet, die für die 

Erhebung, Nachführung und Verwaltung der Geobasisdaten des Bundesrechts zuständig sind (Art. 6 KGeoIG 

i.V.m. Art. 2 Abs. 1 KGeoIV; Kapitel 2.1). Die jeweilige Stelle respektive Planungsbehörde ist zudem 

verpflichtet, die Daten gemäss den kantonalen Erfassungsvorgaben über ePlan einzureichen (Art. 57a Abs. 2 

BauG i.V.m. Art. 109 Abs. 1a BauV).  

https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/eplan/datenmodell-eplan.html
https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/eplan/datenmodell-eplan.html
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Der in Kraft gesetzte Datensatz kann von der Planungsbehörde ausschliesslich als XTF-Datei (INTERLIS 2 

Transferformat) von ePlan heruntergeladen werden. Der Bezug der Datensätze über ePlan ist erst ab 

abgeschlossener Überführung möglich. Der Planungsbehörde steht es frei, ob sie den in Kraft gesetzten 

Datensatz von ePlan bezieht und in das eigene GIS-System einlesen will, oder ob sie die Daten unabhängig 

von ePlan im eigenen GIS-System nachführt. 

 

Heute liegt die Rechtskraft der Nutzungsplanung bei den Papierplänen und -vorschriften im Handarchiv des 

AGR und ist daher rechtlich massgebend. In Zukunft, d.h. nach der Überführung in ePlan, wird der digitale 

Datensatz, der aus miteinander verknüpften Zonenplandaten (Geodaten) und Rechtsvorschriften (in PDF-Form) 

besteht, rechtlich massgebend sein.  

Bei Sondernutzungsplanungen wird die Rechtskraft bei den Plänen und Vorschriften (in PDF-Form) liegen. Der 

Perimeter der Sondernutzungsplanung wird in den Zonenplandaten erfasst. Die Genehmigung des digitalen 

Datensatzes sowie der Rechtsvorschriften wird durch signierte Genehmigungsvermerke bescheinigt. Zudem 

stellt die Genehmigungsbehörde eine Genehmigungsverfügung aus. Im Falle von Widersprüchen ist der 

Datenstand in ePlan massgebend. 

2. Informationen zum Datenmodell 

2.1 Inhalte und Zuständigkeiten 

Das kantonale Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 ist in INTERLIS 2.3 gibt verbindlich vor, in welcher 

Struktur die Daten der Nutzungsplanung in ePlan eingereicht und bezogen werden können; Export und Import 

sollten jederzeit möglich sein. Für die Datenerfassung und Datenhaltung besteht hingegen Methodenfreiheit; 

hierfür können beliebige Datenmodelle und Systeme verwendet werden. 

 

Für die Definition des kantonalen Datenmodells ist das AGR zuständig (Art. 57a Abs. 2 BauG).  

 

Jede Planungsbehörde verwaltet ihren eigenen Datensatz und erfasst darin die Inhalte, für die sie gemäss 

Anhang 1 KGeoIV die zuständige Stelle ist.  

Eine Ausnahme gilt für statische Waldgrenzen: Das Amt für Wald und Naturgefahren (AWN) ist die zuständige 

Stelle, verwaltet die Daten aber nicht selbst. Waldgrenzen aus Sondernutzungsplanungen sind durch die 

Planungsbehörde zu erfassen, die für die Sondernutzungsplanung zuständig ist. Alle anderen Waldgrenzen 

ausserhalb von Sondernutzungsplanungen sind durch die Gemeinden zu erfassen (gestützt auf Art. 4 Abs. 2 

Zweck des Modells 

Zuständigkeit Modell 

Zuständigkeit Inhalt 



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Anwendung 
Version 1.0 
 
 

Informationen zum Datenmodell 

 

 7/88 
 

KWaG i.V.m. Art. 2 Abs. 1 KWaV), die gemäss Art. 4 Abs. 2 KWaG sämtliche Planungskosten der digitalen 

Erfassung der Waldgrenzen tragen, einschliesslich jener aus Sondernutzungsplanungen. 

 

Zuständige Stelle / 

Planungsbehörde Datenerfassung in Zuständigkeit der Planungsbehörde 

Gemeinde Kommunale Nutzungsplanung 

 Lärmempfindlichkeitsstufen (in kommunalen Nutzungszonen) 

 Statische Waldgrenzen 

 Kommunale Waldabstandslinien (kommunale Wald-Baulinien) 

 Gewässerraum (in kommunalen Nutzungszonen) 

Regionalkonferenz Regionale Nutzungsplanung 

 Lärmempfindlichkeitsstufen (in regionalen Nutzungszonen) 

 Statische Waldgrenzen* 

 Regionale Waldabstandslinien (regionale Wald-Baulinien) 

 Gewässerraum (in regionalen Nutzungszonen) 

Kanton Kantonale Nutzungsplanung 

 Lärmempfindlichkeitsstufen (in kantonalen Nutzungszonen) 

 Statische Waldgrenzen* 

 Kantonale Waldabstandslinien (kantonale Wald-Baulinien) 

 Gewässerraum (in kantonalen Nutzungszonen) 

*Betrifft nur Waldgrenzen, die in einer KUeO oder RUeO festgelegt sind. 
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2.2 Abgrenzung 

Das Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 ist nicht oder nur bedingt für die Erfassung folgender Inhalte 

vorgesehen: 

Inhalte Erläuterung 

Behördenverbindliche 

Inhalte 

Dazu gehören z.B. Richtpläne. Diese Inhalte werden nicht über ePlan genehmigt und sind deshalb 

in diesem Datenmodell nicht vorgesehen. Der Regierungsrat wird den Zeitpunkt der Überführung 

bestimmen (T4-3 BauG) und das Datenmodell muss zu diesem Zeitpunkt an die neuen Inhalte 

angepasst werden. 

Inhalte aus 

Inventarplänen  

Inventarpläne sind als PDF-Plan hochzuladen. Eine separate Erfassung der kommunalen 

Inventarbestände als Hinweise ist möglich, wird aber nicht zwingend empfohlen, um Doppelungen 

zu vermeiden. 

Inhalte ausserhalb der 

Nutzungsplanung 

Dazu gehören z.B. Planungszonen, kantonale Bauinventare oder Grundwasserschutzzonen, 

Baulinien von Nationalstrassen, Überbauungsordnungen für Abwasserleitungen sowie 

Wasserbaupläne (soweit damit keine Nutzungsplaninhalte geändert werden). Diese Inhalte werden 

nicht durch das AGR genehmigt und sind deshalb in diesem Datenmodell nicht vorgesehen. 

Inhalte anderer 

Planungsbehörden 

Aus Sicht einer Gemeinde gehören dazu z.B. regionale und kantonale Überbauungsordnungen. 

Diese Inhalte werden im Datensatz der jeweiligen Planungsbehörde erfasst und genehmigt  und 

dürfen im kommunalen Datensatz höchstens als Hinweis erfasst werden. 

Inhalte aus einer 

Sondernutzungsplanung 

Sondernutzungsplanungen werden grundsätzlich als Plan und dazugehörige Vorschriften im PDF-

Format genehmigt; sie sind mit dem Perimeter der Sondernutzungsplanung im Datenmodell zu 

verknüpfen. Einige Inhalte der Sondernutzungsplanung (innere Nutzungen, Gewässerräume, 

Waldgrenzen etc.) sind separat im Datenmodell zu erfassen, für die restlichen Inhalte ist die 

Erfassung freiwillig (Kapitel 5.5.4). 

2.3 Modelldateien 

Folgende Modelldateien sind für die Datenerfassung relevant: 

− Nutzungsplanung_BE_V2_0 (deutsches Nutzungsplanungsmodell) 

− PlansDAffectation_BE_V2_0 (französisches Nutzungsplanungsmodell) 

− Nutzungsplanung_BE_V2_0_Catalogues.ili (zweisprachiges Katalog-Modell) 

− Nutzungsplanung_BE_V2_0_Catalogues.xml (zweisprachige Wertelisten als XML-Katalog) 
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Zusätzlich werden in ePlan weitere Modelle für Geschäfts- und Änderungsinformationen verwendet, die für die 

Datenerfassung nicht relevant sind:  

− Nutzungsplanung_BE_V2_0_Dossier.ili (Datenmodell für Geschäftsinformationen) 

− Nutzungsplanung_BE_V2_0_Delta.ili (Datenmodell für Änderungsinformationen) 
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2.4 UML-Klassendiagramm 
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ArtikelNr 
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AD_Planungsgeschaeft 
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Titel 
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Titel 
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1 
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0..* 0..1 
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Dokument Typ 
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Dokument 
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Das UML-Klassendiagramm zeigt, wie die Klassen im Topic Nutzungsplanung strukturiert und verbunden sind. 

Die Multiplizität 0..1 (zweite Zahl fettgedruckt) weist darauf hin, dass die Beziehung bedingt obligatorisch ist. 

Die Referenz «Planungsgeschaeft» ist z.B. für Rechtsvorschriften obligatorisch, für Hinweisdokumente nicht.  

 

Klassen mit einheitlicher Struktur werden als «RV-Klassen», «Typ-Klassen» und «Geometrie-Klassen» 

zusammengefasst. Im Datenmodell werden sie als Basis-Klassen modelliert und anschliessend in thematische 

Ebenen unterteilt und konkretisiert. Eine thematische Ebene wird mit einem Präfix aus zwei Buchstaben 

repräsentiert. Nachfolgend sind die thematischen Ebenen und deren konkreten Klassen aufgelistet. 

 

Präfix Ebene RV-Klasse Typ-Klasse Geometrie-Klassen 

GN Grundnutzung GN_RV GN_Typ GN_Flaeche 

NZ Nutzungszone NZ_RV NZ_Typ NZ_Flaeche 

BK Bauklasse BK_RV BK_Typ BK_Flaeche 

IN Innere Nutzung IN_RV IN_Typ IN_Flaeche 

IZ Innere Nutzung Nutzungszone IZ_RV IZ_Typ IZ_Flaeche 

IK Innere Nutzung Bauklasse IK_RV IK_Typ IK_Flaeche 

SN Überlagernde Sondernutzungsplanung SN_RV SN_Typ SN_Flaeche 

UE Weitere Überlagerungen UE_RV UE_Typ UE_Flaeche, UE_Linie, UE_Punkt 

ES Lärmempfindlichkeitsstufen ES_RV ES_Typ ES_Flaeche 

GG Gefahrengebiete GG_RV GG_Typ GG_Flaeche 

GR Gewässerraum GR_RV GR_Typ GR_Flaeche 

NH Natur- und Heimatschutz NH_RV NH_Typ NH_Flaeche, NH_Linie, NH_Punkt 

BL Baulinien BL_RV BL_Typ BL_Flaeche, BL_Linie 

WE Wege WE_RV WE_Typ WE_Flaeche, WE_Linie 

WF Waldfeststellung WF_RV WF_Typ WF_Linie 

Klassendiagramm 

Thematische Ebenen 
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2.5 XML-Katalog 

Das Katalog-Modell Nutzungsplanung_BE_V2_0_Catalogues.ili definiert die Struktur des XML-Katalogs sowie 

die Schnittstelle zum Topic Nutzungsplanung. Der XML-Katalog enthält vordefinierte Wertelisten für Attribute 

mit einer Katalog-Referenz (Verbindlichkeit, KantArt etc.). Das AGR definiert den Inhalt des XML-Katalogs. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). Wird im Topic 

Nutzungsplanung als Katalog-Referenz verwendet. 

ID MANDATORY 

0 .. 9999 

Lokal eindeutige ID innerhalb einer Werteliste. Entspricht in der Regel dem 

numerischen Teil der TID. 

Notation MANDATORY 

Multilingual-Text 

Beschriftung des Katalog-Werts. Wird in ePlan als kantonale Bezeichnung 

verwendet. 

Abbreviation OPTIONAL 

Multilingual-Text 

Abgekürzte Beschriftung. Wird in ePlan als kantonale Abkürzung verwendet. 

Description OPTIONAL 

Multilingual-Text 

Ergänzende Beschreibung zum besseren Verständnis des Katalog-Werts. 

Theme OPTIONAL 

Multilingual-Text 

Jede KantArt wird einem Thema zugeordnet (z.B. Weitere Überlagerungen). In 

einem Themenbaum kann das Thema als Oberkategorie genutzt werden.  

Layer OPTIONAL 

Multilingual-Text 

Jede KantArt wird einem Layer zugeordnet (z.B. Nutzungsziffern). In einem 

Themenbaum kann der Layer als Unterkategorie genutzt werden. 

BasicGeodata OPTIONAL 

Multilingual-Text 

Jede KantArt wird einem Geobasisdatensatz gemäss Anhang 1 GeoIV 

zugeordnet (z.B. ID 73 – Nutzungsplanung). 

StandardSymbol_Polygon OPTIONAL 

Max. 20 Zeichen 

Jeder KantArt, die als Fläche erfasst werden darf, wird ein empfohlenes 

Flächen-Symbol zugeordnet. 

StandardSymbol_Polyline OPTIONAL 

Max. 20 Zeichen 

Jeder KantArt, die als Linie erfasst werden darf, wird ein empfohlenes Linien-

Symbol zugeordnet. 

StandardSymbol_Point OPTIONAL 

Max. 20 Zeichen 

Jeder KantArt, die als Punkt erfasst werden darf, wird ein empfohlenes Punkt-

Symbol zugeordnet. 
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Attribut Eigenschaften Beschreibung 

Check_Symbol OPTIONAL 

Max. 100 Zeichen 

Definiert, welche Darstellungscodes für die KantArt verwendet werden dürfen.  

Check_Polygon OPTIONAL 

Boolean 

Definiert, ob eine KantArt als Fläche erfasst werden darf (true) oder nicht 

(false). 

Check_Polyline OPTIONAL 

Boolean 

Definiert, ob eine KantArt als Linie erfasst werden darf (true) oder nicht (false). 

Check_Point OPTIONAL 

Boolean 

Definiert, ob eine KantArt als Punkt erfasst werden darf (true) oder nicht 

(false). 

Check_InnereNutzung OPTIONAL 

Boolean 

Definiert, welche KantArt die zusätzliche Erfassung einer inneren Nutzung 

erfordert (true) oder nicht (false). 

Check_AREA OPTIONAL 

Max. 10 Zeichen 

Definiert, welche KantArten zusammen eine AREA-Fläche ohne 

Überlagerungen ergeben müssen. 

2.6 Darstellungsmodell 

Die Nutzungsplanung wird anhand eines abschliessenden Symbolkatalogs dargestellt (Kapitel 9.3). Dieser 

Katalog enthält einerseits verbindliche Vorgaben sowie Empfehlungen zur Darstellung der einzelnen KantArten 

und stellt andererseits zusätzliche optionale Symbole zur Verfügung. Für Gefahrengebiete und 

Lärmemissionsstufen ist jeweils eine empfohlene sowie eine alternative Darstellung definiert, während für 

KUeO, RUeO, den Gewässerraum sowie Bauinventarobjekte jeweils eine verbindliche Darstellungsvorgabe gilt. 

Für alle weiteren KantArten kann die Planungsbehörde zwischen den im Symbolkatalog enthaltenen 

Empfehlungen und Zusatzsymbole für die Darstellung ihrer Nutzungsplanung auswählen. Im Sinne einer 

kantonalen Harmonisierung der Darstellung der Nutzungsplanung wird den Planungsbehörden nachdrücklich 

empfohlen, für jede KantArt die jeweils im Symbolkatalog definierte Standarddarstellung zu verwenden. 
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3. Erfassung administrativer Informationen 

3.1 Allgemeine Vorgaben 

Die folgenden Attribute kommen in den meisten Klassen vor oder beziehen sich auf den gesamten Datensatz. 

Generell sind folgende Vorgaben zu beachten: 

 

Attribut Vorgaben 

Basket ID (BID) 

 

Identifiziert den Datensatz 

Jeder Datensatz (XTF-Datei) muss eine eindeutige BID aufweisen. Sie definiert, zu welcher 

Planungsbehörde der Datensatz gehört. Die BID ist als Universally Unique Identifier (UUID) zu 

erfassen und muss einmalig für den ersten Datensatz einer Planungsbehörde generiert werden. 

Anschliessend bleibt sie für alle weiteren Datensätze dieser Planungsbehörde gleich. 

 

Die BID muss kleingeschrieben sein (lowercase). Dadurch wird vermieden, das verschiedene 

Systeme die BID unterschiedlich interpretieren (case-sensitive vs. case-insensitive).  

Transfer ID (TID) 

 

Identifiziert das Objekt 

Jedes Objekt muss eine eindeutige TID aufweisen. Die TID ist als Universally Unique Identifier 

(UUID) zu erfassen und muss bei der erstmaligen Erfassung des Objekts generiert werden. 

Anschliessend muss sie in der Regel stabil bleiben, damit sich Änderungen an einem Objekt korrekt 

nachverfolgen und anzeigen lassen. 

 

Bei Geometrie-Objekten lässt sich die TID allerdings nicht immer stabil halten. Wenn eine 

Geometrie unterteilt oder zwei Geometrien vereinigt werden, wird sich TID der einen Geometrie 

zwangsläufig ändern müssen. Damit das nicht zu unerwünschten Änderungsinformationen führt, 

werden bei der Differenzberechnung auch Lage und Typ einer Geometrie berücksichtigt. 

 

Die TID muss kleingeschrieben sein. Dadurch wird vermieden, das verschiedene Systeme die TID 

unterschiedlich interpretieren (case-sensitive vs. case-insensitive). 

Zusatz_Attribute 

 

Ermöglicht die Erfassung 

benutzerdefinierter 

Attribute 

Die meisten Klassen enthalten ein Listen-Attribut namens «Zusatz_Attribute». In dieser Liste 

können benutzerdefinierte Attribute (Attributname und -wert) erfasst werden. Um das Risiko von 

Merge-Konflikten (Kapitel 7.3.4) zu reduzieren, wird empfohlen, die Liste möglichst stabil zu halten 

und auf Attribute zu verzichten, deren Wert häufig ändert (z.B. Bearbeitungsdatum). Die Angaben in 

diesem Attribut werden in ePlan und anderen kantonalen Anwendungen weder angezeigt noch für 

andere Zwecke verwendet. 
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3.2 AD_Planungsgeschaeft 

In der Klasse «AD_Planungsgeschaeft» ist für jedes Planungsgeschäft ein Eintrag zu erfassen. Dadurch 

entsteht mit der Zeit eine Übersicht über alle Planungsgeschäfte einer Planungsbehörde. Ein Planungsgeschäft 

kann verschiedene aufeinander aufbauende Verfahrensschritte durchlaufen (Voranfrage, Vorprüfung, 

öffentliche Auflage und Genehmigung). Der Eintrag muss nur beim ersten Verfahrensschritt erfasst werden und 

bleibt anschliessend in der Regel unverändert. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Geschaeft_Nummer MANDATORY 

Max. 50 Zeichen 

Eindeutige Geschäftsnummer seitens Planungsbehörde (z.B. 

«301_2026_001»). 

Geschaeft_Titel MANDATORY 

Max. 100 Zeichen 

Sprechender Geschäftstitel seitens Planungsbehörde (z.B. «Änderung ZPP Nr. 

1»). 

Geschaeft_ErstelltAm MANDATORY 

Datum 

Datum, an dem der Eintrag erstellt wurde (Format: YYYY-MM-DD, z.B. 2026-

01-01). 

Ortsplanungsrevision MANDATORY 

Boolean 

Definiert, ob es sich aus Sicht der Planungsbehörde um eine umfassende 

Ortsplanungsrevision handelt (true) oder nicht (false). 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

  



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Anwendung 
Version 1.0 
 
 

Erfassung administrativer Informationen 

 

 16/88 
 

3.3 AD_Datensatz 

In der Klasse «AD_Datensatz» wird definiert, auf welches Planungsgeschäft sich der Datensatz bezieht. Wird in 

der Klasse «AD_Planungsgeschaeft» (Kapitel 3.2) ein neuer Eintrag erfasst, ist dieser dementsprechend als 

«Aktives_Geschaeft» zu referenzieren.  

Im in Kraft gesetzten Datensatz, der von ePlan bezogen werden kann, wird die Referenz wieder gelöscht, weil 

nach der Inkraftsetzung kein Geschäft mehr als aktiv gilt. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Aktives_Geschaeft OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «AD_Planungsgeschaeft». Sie definiert, 

auf welches Planungsgeschäft sich die Änderungen im Datensatz beziehen. 

Wenn es sich beim Datensatz um den in Kraft gesetzten Stand oder eine 

Ausgangslage (Kartenmaterial vor den Änderungen) handelt, muss die 

Referenz nicht erfasst sein. Wenn es sich um einen Datensatz mit Änderungen 

(Kartenmaterial nach den Änderungen) handelt, muss sie erfasst sein.  
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3.4 AD_Datenperimeter 

In der Klasse «AD_Datenperimeter» ist das Zuständigkeitsgebiet der Planungsbehörde zu erfassen. Dabei 

handelt es sich in der Regel um den Perimeter der Gemeinde, der Region oder des Kantons gemäss amtlicher 

Vermessung (AV). Nutzungsplanung und AV können aber zeitweise voneinander abweichen und der 

Datenperimeter darf nur aktualisiert werden, wenn auch die Nutzungsplanung per Verfahren an die aktuelle AV 

angepasst wird (Kapitel 7.1.1).  

 

Der Perimeter wird im Checkservice verwendet, um zu prüfen, ob alle Festlegungen und Verweise im 

Zuständigkeitsgebiet der Planungsbehörde liegen. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Perimeter_Name MANDATORY  

Max. 200 Zeichen 

Sprechender Name des Gebiets, z.B. Name der Gemeinde, der Region oder 

des Kantons. 

Perimeter_Zeitstand MANDATORY 

Datum 

Datum, an dem der Datenperimeter im Datenmodell erfasst wurde (Format: 

YYYY-MM-DD, z.B. 2026-01-01). 

Geometrie MANDATORY 

Stützpunkte 

Stützpunktkoordinaten der Flächengeometrie. 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 
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3.5 AD_Geoservice 

In der Klasse «AD_Geoservice» können bei Bedarf Angaben zu externen Geodiensten (z.B. WMS-Dienste) 

erfasst werden. Der Kanton verwendet diese Informationen nicht. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Geoservice_Name MANDATORY 

Max. 200 Zeichen 

Name des Geoservice. 

Geoservice_URL MANDATORY  

URI 

URL zum Geoservice. 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 
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3.6 AD_Amt 

In der Klasse «AD_Amt» sind die Angaben zur Planungsbehörde zu erfassen, die für den Datensatz zuständig 

ist. Generell gilt diese Planungsbehörde als zuständig für alle im Datensatz erfassten Daten, also z.B. auch für 

die Aktualität und Richtigkeit von Hinweisdaten, für die eine andere Stelle fachlich zuständig ist . 

Aufgrund dieser generell gültigen Zuständigkeit ist es nicht zwingend nötig, die Planungsbehörde bei jedem 

Dokument (Kapitel 4.3) oder Typ-Objekt (Kapitel 5.3) als «ZustaendigeStelle» zu referenzieren. Diese 

Möglichkeit kann aber genutzt werden, wenn z.B. Datensätze unterschiedlicher Planungsbehörden kombiniert 

werden oder eine andere Interpretation von Zuständigkeit abgebildet werden soll.  

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Planungsbehoerde MANDATORY 

Boolean 

Definiert, ob es sich beim Eintrag um die aktuell zuständige Planungsbehörde 

handelt (true) oder nicht (false). Exakt ein Eintrag muss true sein. 

Name MANDATORY  

Max. 200 Zeichen 

Name der Planungsbehörde (z.B. «Gemeinde Musterhausen»). 

OrgNr OPTIONAL 

101..999 

Für die Planungsbehörde (Planungsbehoerde = true) ist die Angabe der OrgNr 

Pflicht. Bei Gemeinden handelt es sich um deren BFS-Nummer, beim Kanton 

oder bei Regionalkonferenzen handelt es sich um eine vom AGR zugewiesene 

Organisationsnummer. 

UID OPTIONAL 

Max. 15 Zeichen 

UID der Planungsbehörde (https://www.uid.admin.ch). 

AmtImWeb OPTIONAL 

URI 

Verweis auf Webseite der Planungsbehörde. Falls keine existiert, ist ein 

Verweis auf das Adressverzeichnis des AGR möglich 

(https://www.gemeinden.dij.be.ch/de/start/daten/gemeindedaten.html). 

Amtssprache OPTIONAL 

Auswahlliste 

Für die Planungsbehörde (Planungsbehoerde = true) ist die Angabe der 

Amtssprache Pflicht (Optionen: de, fr, de_fr). 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

https://www.uid.admin.ch/
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4. Erfassung von Dokumenten 

4.1 Allgemeine Vorgaben für Dokumente 

In der folgenden Tabelle werden Erfassungsvorgaben aufgeführt, die für alle Dokumente oder abhängig von der 

Dokumentverbindlichkeit gelten. 

 

Dokumentverbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Alle Dokumente ‒ Ein Dokument besteht aus einer PDF-Datei und einem Datenobjekt in der Klasse 

«DO_Dokument» (Kapitel 4.3) oder «DO_DokumentRevision» (Kapitel 4.4). 

‒ Der PDF-Dateiname muss mit dem Attribut «PDF_Dateiname» übereinstimmen. 

‒ Die PDF-Datei ist im Format PDF/A zu erfassen. 

‒ Wenn es sich um einen Scan handelt, ist die Texterkennung zu gewährleisten. Dies gilt 

nicht für handschriftlich verfasste Dokumente. 

‒ Das Dokument darf keine Eigentümerinformationen (Adresse, Telefonnummer, E-Mail 

etc.) oder sonstige datenschutzrelevanten Informationen enthalten. 

‒ Das Dokument soll, wie üblich, mit einer Titelseite bzw. bei Plänen mit einer passenden 

Überschrift beginnen, damit es zuverlässig identifiziert werden kann. 

‒ Der Titel des Dokuments soll eindeutig, nachvollziehbar und leserlich sein. Für das 

Baureglement sind Begriffe wie Baureglement, Gemeindebaureglement oder Bauordnung zu 

verwenden, für Überbauungsordnungen Begriffe wie Überbauungsordnung (UeO), 

Überbauungsplan (UeP) oder Überbauungsvorschriften (UeV). 

‒ Pläne und Vorschriften können entweder in einer PDF-Datei kombiniert oder in zwei 

Dateien aufgeteilt werden. 

‒ Zweisprachige Dokumente können entweder in einer PDF-Datei kombiniert oder in zwei 

Dateien aufgeteilt werden. 

‒ Ein Dokument aus der Klasse «DO_Dokument» muss mit einem oder mehreren Typ-

Objekten verknüpft sein. 

  



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Anwendung 
Version 1.0 
 
 

Erfassung von Dokumenten 

 

 21/88 
 

Dokumentverbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Rechtsvorschrift 

 

Baureglement, UeO-Plan, 

UeO-Vorschrift etc. 

− Rechtsvorschriften werden im Rahmen eines Planerlassverfahrens durch die 

Planungsbehörde beschlossen und durch das AGR genehmigt. 

− Für Rechtsvorschriften ist die Erfassung Pflicht. 

− Übergeordnete Gesetze und Verordnungen sind keine Rechtsvorschriften, sondern 

gesetzliche Grundlagen. Diese sind nicht zu erfassen. 

− Die Erstversion einer Rechtsvorschrift ist in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3) zu 

erfassen. 

− Die PDF-Datei kann nicht geändert oder ersetzt werden, sobald die Rechtsvorschrift in Kraft 

gesetzt wurde. Änderungen an Rechtsvorschriften erfolgen stattdessen über sogenannte 

Änderungsdokumente (siehe nachfolgend). 

− Änderungsdokumente sind in der Klasse «DO_DokumentRevision» (Kapitel 4.4) zu 

erfassen und mit ihrer Erstversion (vgl. Ausführungen zur Erstversion oben) zu verknüpfen. 

Die PDF-Datei kann entweder den vollständigen Inhalt der Rechtsvorschrift inkl. der 

vorgenommenen Änderungen oder z.B. auch nur den geänderten Artikel enthalten. Wichtig 

ist, dass die Änderungen nachvollziehbar hervorgehoben werden. Die alte und neue 

Fassung eines Textes sollen z.B. farblich markiert und die alte Fassung durchgestrichen 

werden. 

− Der Titel des Änderungsdokuments soll nachvollziehbar aufzeigen, dass es sich um eine 

Änderung an einer bestimmten Rechtsvorschrift handelt. Eine Nummerierung oder ein 

Hinweis auf die vorgenommene Änderung kann sinnvoll sein.  

− Die Referenz auf ein Planungsgeschäft ist für Rechtsvorschriften und 

Änderungsdokumente Pflicht (Kapitel 4.3 und 4.4). Sie hält fest, mit welchem 

Planungsgeschäft das Dokument genehmigt wurde. Über die Geschäftsinformationen von 

ePlan kann so das Datum der Inkraftsetzung ermittelt werden. 

− Eine Rechtsvorschrift kann mit der Zeit mehrere Änderungsdokumente aufweisen. Deren 

Reihenfolge wird in kantonalen Anwendungen zuerst chronologisch anhand des 

Inkraftsetzungsdatums und anschliessend alphabetisch anhand des Attributs «Titel» sortiert. 

− Wird eine Rechtsvorschrift vollständig durch eine neue Version abgelöst, so ist die alte 

Rechtsvorschrift mit all ihren Änderungsdokumenten und Verknüpfungen aus dem 

Datenmodell zu löschen. Die neue Rechtsvorschrift ist wie eine Erstversion (vgl. 

Ausführungen zur Erstversion oben) zu erfassen. 

− Anhänge mit verbindlichem Inhalt müssen in der PDF-Datei der Rechtsvorschrift enthalten 

sein. Unverbindliche Anhänge können im selben PDF oder bei Bedarf separat als Zusatz- 

oder Hinweisdokument (siehe nachfolgende Ausführungen) erfasst oder ganz weggelassen 

werden. 
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Dokumentverbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Zusatzdokument für den 

ÖREB-Kataster 

 

Erläuterungsberichte, 

Vorschriften anderer 

Planungsbehörden etc. 

− Zusatzdokumente werden durch den Kanton weder genehmigt noch geprüft. Die 

Planungsbehörde trägt die Verantwortung für deren Inhalt.  

− Sie werden im ÖREB-Kataster unter «Weitere Informationen und Hinweise» angezeigt. 

− Die Erfassung von Zusatzdokumenten ist freiwillig. 

− Sie sind in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3) zu erfassen. 

− Die PDF-Datei kann in jedem Geschäft geändert oder ersetzt werden. Zusatzdokumente 

dürfen nicht mit Änderungsdokumenten verknüpft werden. 

− Die Referenz auf ein Planungsgeschäft ist erlaubt, aber nicht zwingend. Sie weist nur 

darauf hin, in welchem Planungsgeschäft das Dokument erfasst oder zuletzt ersetzt wurde. 

Hinweisdokument 

 

Erläuterungsberichte, 

Vorschriften anderer 

Planungsbehörden etc. 

− Hinweisdokumente werden durch den Kanton weder genehmigt noch geprüft. Die 

Planungsbehörde trägt die Verantwortung für deren Inhalt.  

− Sie werden im ÖREB-Kataster nicht angezeigt. 

− Die Erfassung von Hinweisdokumenten ist freiwillig. 

− Sie sind in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3) zu erfassen. 

− Die PDF-Datei kann in jedem Geschäft geändert oder ersetzt werden. Hinweisdokumente 

dürfen nicht mit Änderungsdokumenten verknüpft werden.  

− Die Referenz auf ein Planungsgeschäft ist erlaubt, aber nicht zwingend. Sie weist nur 

darauf hin, in welchem Planungsgeschäft das Dokument erfasst oder zuletzt ersetzt wurde. 

4.2 Benennung der PDF-Dokumente (PDF-Dateiname) 

Die Benennung der PDF-Dokumente, d.h. der PDF-Dateiname ohne Dateiformat (Kapitel 4.1), richtet sich nach 

der Titelkonvention der Direktion für Inneres und Justiz sowie nach den ergänzenden Vorgaben der Abteilung 

Orts- und Regionalplanung (AGR) und hat folgenden Grundsatz: 

 

Jahr_Monat_Tag_Dokumenttyp_gemeindeinterne Identifikationsnummer*_Gemeinde_aussagekräftiger 

Geschäftstitel*_Dokumentinhalt/Name 

 

*Die Bestandteile «gemeindeinterne Identifikationsnummer» und „aussagekräftiger Geschäftstitel“ sind dabei 

fakultativ. Sie sollen ergänzt werden, wenn dies zur besseren inhaltlichen Zuordnung oder zur eindeutigen 

Unterscheidung von Dokumenten notwendig respektive sinnvoll ist. 
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Der erste Bestandteil des Dateinamens ist stets das Datum im Format JJJJ_MM_TT. Dieses Datum richtet sich 

nach dem massgebenden Dokumentdatum und nicht nach dem Zeitpunkt des Uploads auf ePlan. Massgebend 

ist das Datum, das den rechtlich oder sachlich relevanten Zeitpunkt des Dokuments bezeichnet, z. B.:   

− Digital signierte Dokumente: Datum der elektronischen Signatur. 

− Protokollauszüge: Datum der Sitzung (z.B. Sitzungsdatum des Gemeinderats) 

− Erläuterungsbericht und sonstige Dokumente: Datum der Ausarbeitung bzw. Fertigstellung 

− Publikation: Datum der Publikation 

− Allgemeine Korrespondenz: Datum des Dokuments 

 

Damit anhand des Dokumenttitels möglichst rasch erkannt werden kann, um was für einen Inhalt oder was für 

einen Dokumenttyp es sich handelt, ist nach dem Datum die treffende Dokumentnamenabkürzung (wenn 

sinnvoll und standardisiert) einzusetzen (Kapitel 9.5).  

 

Der Bestandteil „gemeindeinterne Identifikationsnummer“ dient bspw. als gemeindeinterner, eindeutiger, 

sprachunabhängiger Schlüssel zur Zuordnung aller Dokumente, die zum selben Geschäft oder derselben 

Planung gehören. Dies ermöglicht bspw. eine Verknüpfung verschiedener Verfahrensunterlagen.  

 

Der Bestandteil „aussagekräftiger Geschäftstitel“ stellt den Bezug zum betreffenden Planungsinstrument oder 

Verfahren her und ermöglicht eine eindeutige Zuordnung zum Geschäft. Dabei ist darauf zu achten, dass keine 

unnötigen Wiederholungen des Dokumenttyps erfolgen und die Bezeichnung möglichst kurz, aber zugleich 

präzis formuliert wird.  

 

Der Bestandteil „Dokumentinhalt/Name“ wird ergänzt, wenn innerhalb desselben Geschäftstitels mehrere 

gleichartige Dokumente vorhanden sind oder wenn eine zusätzliche Präzisierung für die eindeutige 

Identifikation erforderlich ist, z.B. zur Unterscheidung und Zuordnung der verschiedenen UeO-Vorschriften 

(Bsp. 2022_02_22_UeOV_Gemeinde_NameUeO). 

 

Alle Lücken werden mit _ aufgefüllt.  

 

Der Dateiname soll nach Möglichkeit 50 Zeichen (mit Suffix .pdf) nicht überschreiten. Es kann bei Operationen 

wie dem Kopieren oder Verschieben von Dateien zu einer automatischen Kürzung auf 50 Zeichen kommen. Um 

sicherzustellen, dass der vollständige Dateiname erhalten bleibt und keine wichtigen Bestandteile 

abgeschnitten werden, ist die Einhaltung dieser Länge empfohlen. 

 

Weitere gleiche Dokumente, wie z.B. weitere Vorprüfungsberichte zum selben Geschäft werden mit römischen 

Zahlen gekennzeichnet (z.B. «…_VB_I»; «…_VB_II». 

Datum 

Dokumenttyp 

Gemeindeinterne 
Identifikationsnummer 

Aussagekräftiger 
Geschäftstitel 

Dokumentinhalt/Name 

Trennzeichen  

Länge Benennung der 
PDF-Dokumente  

Mehrere Versionen 
desselben Dokuments 



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Anwendung 
Version 1.0 
 
 

Erfassung von Dokumenten 

 

 24/88 
 

 

Bsp. Verfahrensdokumente (nicht abschliessend):  

‒ JJJJ_MM_TT_UeS_Gemeinde_VP 

‒ JJJJ_MM_TT_Prot_GR 

‒ JJJJ_MM_TT_Pubtx_Anzeiger_Amtsblatt_aussagekräftiger Geschäftstitel 

‒ JJJJ_MM_TT_BdRdA _Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel 

‒ JJJJ_MM_TT_EBt_Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel 

‒ JJJJ_MM_TT_Anhang_ EB_Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel 

JJJJ_MM_TT_MB_Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel JJJJ_MM_TT_UL_zu was 

‒ JJJJ_MM_TT_RG_Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel 

‒ JJJJ_MM_TT_Ges_Ausnahmebewilligung_techn_Eingriffe_Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel 

‒ JJJJ_MM_TT_bis_JJJJ_MM_TT_AuflB_Gemeinde_aussagekräftiger Geschäftstitel (Daten = Zeitraum der 

Auflage) 

‒ JJJJ_MM_TT_BG_von_XY_Gemeinde 

 

Referenzierte Dokumente (nicht abschliessend) (8-ung wichtig: Hier sind keine Leerschläge zu verwenden; 

Umlaute und andere Sonderzeichen sind nicht erlaubt):  

‒ JJJJ_MM_TT_BauR_Gemeinde  

‒ JJJJ_MM_TT_USP_Massstab_Gemeinde 

‒ JJJJ_MM_TT_UeOP_Gemeinde_Dokumentinhalt/Name 

‒ JJJJ_MM_TT_UeOV_Gemeinde_Dokumentinhalt/Name  

‒ JJJJ_MM_TT_Inventarplan_Gemeinde 

 

Bsp. Dokumente Mehrwertabgabe 

‒ Gemeinde_Titel des Mehrwertabgabereglements vom_TT_MM_JJJJ 

‒ JJJJ_MM_TT_Bestaetigung EG dass ein MWAR erlassen worden ist   

Beispiele 
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4.3 DO_Dokument 

In der Klasse «DO_Dokument» können Erstversionen von Rechtsvorschriften sowie Zusatz- und Hinweis-

dokumente erfasst werden (Kapitel 4.1). 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Titel MANDATORY  

Max. 500 Zeichen 

Titel des Dokuments (z.B. «Gemeindebaureglement Musterhausen», 

«Baureglement Gemeinde Musterhausen»). Wird als Beschriftung verwendet 

und soll leserlich sein (Leerschläge und Umlaute sind erlaubt und sinnvoll). 

Abkuerzung OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Abkürzung des Titels (z.B. «GBR», «BauR»). 

OffizielleNr OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Dokumentnummer seitens Planungsbehörde, falls vorhanden. 

PDF_Dateiname MANDATORY  

Max. 200 Zeichen 

Eindeutiger PDF-Dateiname. Dieser muss exakt mit dem Namen der PDF-

Datei übereinstimmen (inkl. Dateiendung). Erlaubt sind die Zeichen A-Z, a-z, 1-

9, _ sowie der Punkt in der Dateiendung. Leerschläge, Umlaute und andere 

Sonderzeichen sind nicht erlaubt. Zudem sind die Benennungsregeln in Kapitel 

4.2 zu beachten. 

Dokumentart MANDATORY 

Katalog-Referenz 

Definiert die Art des Dokuments: 

− Baureglement 

− Sondernutzungsplanung (UeO, Baulinienplan, etc.) 

− Waldfeststellungsverfügung 

Andere Dokumentart 

Dokumentverbindlichkeit MANDATORY 

Katalog-Referenz 

Definiert die Verbindlichkeit des Dokuments: 

− Rechtsvorschrift 

− Zusatzdokument für den ÖREB-Kataster 

Hinweisdokument 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

Planungsgeschaeft OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «AD_Planungsgeschaeft» (Kapitel 3.2). 

Für Rechtsvorschriften ist die Referenz Pflicht. Sie definiert, mit welchem 

Geschäft die Rechtsvorschrift genehmigt wird. 
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Attribut Eigenschaften Beschreibung 

ZustaendigeStelle OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «AD_Amt» (Kapitel 3.6). Definiert, 

welche Planungsbehörde für das Dokument zuständig ist. 
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4.4 DO_DokumentRevision 

In der Klasse «DO_DokumentRevision» können Änderungsdokumente erfasst werden, die den Inhalt von 

bestehenden Rechtsvorschriften ändern oder ergänzen (Kapitel 4.1). 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Titel MANDATORY 

Max. 500 Zeichen 

Titel des Dokuments (z.B. «Baureglement Gemeinde Muster - Änderung 

Art. 2»). Wird als Beschriftung verwendet und soll leserlich sein (Leerschläge 

und Umlaute sind erlaubt und sinnvoll). 

Abkuerzung OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Abkürzung des Titels. 

OffizielleNr OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Dokumentnummer seitens Planungsbehörde, falls vorhanden. 

PDF_Dateiname OPTIONAL 

Max. 200 Zeichen 

Eindeutiger PDF-Dateiname. Dieser muss exakt mit dem Namen der PDF-

Datei übereinstimmen (inkl. Dateiendung). Erlaubt sind die Zeichen A-Z, a-z, 1-

9, _ sowie der Punkt in der Dateiendung. Leerschläge, Umlaute und andere 

Sonderzeichen sind nicht erlaubt. Zudem sind die Benennungsregeln in Kapitel 

4.2 zu beachten. 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

Planungsgeschaeft OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «AD_Planungsgeschaeft» (Kapitel 3.2). 

Für Änderungsdokumente ist die Referenz Pflicht. Sie definiert, mit welchem 

Geschäft das Änderungsdokument genehmigt wird. 

Erstversion MANDATORY 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3). Jedes 

Änderungsdokument ist der jeweiligen Erstversion zuzuordnen. 
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4.5 DO_WeitereDokumente 

Über die Klasse «DO_WeitereDokumente» können Dokumente miteinander verknüpft werden. Diese Art von 

Verknüpfung hat einzig zum Zweck, die RV-Verknüpfungen (Kapitel 4.6) eines Dokuments (Rolle: «Dokument») 

an ein anderes Dokument (Rolle: «WeiteresDokument») zu vererben. Dadurch werden beide Dokumente mit 

denselben Typen verknüpft. 

 

Ein Dokument in der Rolle «WeiteresDokument» darf selbst keine RV-Verknüpfungen aufweisen und mit 

maximal einem Dokument verknüpft sein. So wird verhindert, dass ein Dokument mehrfach mit demselben Typ 

verknüpft wird oder Zirkelschlüsse entstehen. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

ArtikelNr OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Kann bei Bedarf verwendet werden, um zu präzisieren, welche Artikel in 

Bezug auf die Verknüpfung relevant sind. Der Kanton verwendet diese 

Information nicht. 

KeineInhaltlicheAenderung OPTIONAL 

Auswahlliste 

Definiert bei der erstmaligen Verknüpfung einer Rechtsvorschrift, ob es sich 

aus Sicht des Typs nur um eine technische Änderung ohne inhaltliche 

Änderung an den Vorschriften handelt (true) oder ob sich erwartungsgemäss 

auch inhaltlich etwas ändert (false). Default = false. Wird das Attribut in 

Ausnahmefällen auf «true» gesetzt, gilt die neue Verknüpfung nicht als zu 

genehmigender Inhalt. 

Dokument OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3). Sie 

definiert, welches Dokument seine RV-Verknüpfungen an ein 

«WeiteresDokument» vererben soll. 

WeiteresDokument OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3). Sie 

definiert, welches Dokument die RV-Verknüpfungen eines anderen 

Dokuments erben soll. 
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4.6 RV-Klassen 

Über eine RV-Klasse kann ein Dokument mit einem Typ und somit indirekt mit einer Geometrie verknüpft 

werden. RV-Klassen sind in thematische Ebenen unterteilt (Kapitel 2.4). 
 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

ArtikelNr OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Kann bei Bedarf verwendet werden, um zu präzisieren, welche Artikel in Bezug 

auf eine bestimmte Verknüpfung relevant sind. Der Kanton verwendet diese 

Information nicht. 

KeineInhaltlicheAenderung OPTIONAL 

Boolean 

Definiert bei der erstmaligen Verknüpfung einer Rechtsvorschrift, ob es sich 

aus Sicht des Typs nur um eine technische Änderung ohne inhaltliche 

Änderung an den Vorschriften handelt (true) oder ob sich erwartungsgemäss 

auch inhaltlich etwas ändert (false). Default = false. Wird das Attribut in 

Ausnahmefällen auf «true» gesetzt, gilt die neue Verknüpfung nicht als zu 

genehmigender Inhalt. 

 

Beispiel einer Ausnahme: Ein Gewässerraum wird im Rahmen einer 

Ortsplanungsrevision mit einem neuen Baureglement verknüpft, die 

Vorschriften für den Gewässerraum wurden aber unverändert aus dem alten 

Baureglement übernommen. Es gibt also keine inhaltliche Änderung am 

Gewässerraum und somit keine neue Genehmigung. Deshalb muss dieses 

Attribut auf «true» gesetzt werden, damit das neu verknüpfte Baureglement 

nicht als zu genehmigende Änderung interpretiert wird. 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

Dokument OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «DO_Dokument» (Kapitel 4.3). Sie 

definiert, welches Dokument mit einem bestimmten Typ verknüpft werden soll. 

Typ OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in einer Typ-Klasse (Kapitel 5.3). Sie definiert, welcher 

Typ mit einem bestimmten Dokument verknüpft werden soll. 
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4.7 Konsolidierte Dokumente 

Rechtsvorschriften können nur über separate Änderungsdokumenten geändert werden (Kapitel 4.1), was ihre 

Lesbarkeit mit der Zeit erschwert. Nachfolgende Möglichkeiten bestehen, um Dokumente zu konsolidieren.  

 

Rechtsvorschriften können im Verfahren nach Art. 122 Abs. 6 BauV über ePlan konsolidiert werden. Dadurch 

werden die alte Rechtsvorschrift und deren Änderungsdokumente ausser Kraft gesetzt und durch die neu 

konsolidierte Rechtsvorschrift ersetzt, welche rechtsverbindlich wird. 

 

Auch wenn kein Verfahren zur Konsolidierung durchgeführt wird, wird in der Praxis meist mit einer 

konsolidierten, aber unverbindlichen Fassung gearbeitet. Diese Fassung wird oft auf der Webseite der 

Planungsbehörde veröffentlicht. Bei Bedarf kann im kantonalen Geoportal und im ÖREB-Kataster auf diese 

Webseite hingewiesen werden, damit sie leichter zugänglich wird. Dieser Hinweis kann pro Dokumentart 

(Baureglement, Sondernutzungsplanung, andere Dokumentart) angezeigt oder ausgeblendet werden. Die 

Planungsbehörden können sich bei Interesse beim Amt für Geoinformation (AGI) melden (info.oerebk@be.ch). 

Konsolidierung mittels 
Verfahren 

Hinweis auf Webseite  
der Planungsbehörde 
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5. Erfassung von Geodaten 

5.1 Allgemeine Vorgaben für Geodaten 

In der folgenden Tabelle werden Erfassungsvorgaben aufgeführt, die für alle Geodaten oder abhängig von der 

Verbindlichkeit gelten. 

 

Verbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Alle Geodaten ‒ Geodaten bestehen aus einem georeferenzierten Geometrie- (Kapitel 5.2) und einem 

normalisierten Typ-Objekt (Kapitel 5.3). 

‒ Sie sind in der passenden thematischen Ebene (Kapitel 2.4) zu erfassen und einer 

passenden KantArt zuzuordnen. 

‒ Die Bezeichnung soll eindeutig, nachvollziehbar und leserlich sein. Sie muss insbesondere 

gewährleisten, dass rechtlich verbindliche Bestimmungen in den verknüpften Dokumenten 

eindeutig und vollständig ermittelt werden können. 

‒ Die Darstellung soll ihm Rahmen des Symbolkatalogs (Kapitel 2.6) sinnvoll gewählt werden. 

Insbesondere innerhalb einer thematischen Ebene sollte die Darstellung der verschiedenen 

Zonen und Objekte aufeinander abgestimmt werden. Soweit möglich empfiehlt es sich, den 

Darstellungscode «standard» zu verwenden. 

‒ Wenn eine Geometrie anhand ihrer Darstellung und der Legende nicht eindeutig identifiziert 

werden kann (z.B. ZöN, ZPP, UeO), soll ein kurzes und passendes Label erfasst werden, 

das in einer Karte als dynamisch platzierte Beschriftung angezeigt werden kann. 
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Verbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Festlegung 

 

(Bauzonen, 

Gewässerräume, 

Gefahrengebiete etc.) 

− Festlegungen werden im Rahmen eines Planerlassverfahrens durch die Planungsbehörde 

beschlossen und durch das AGR genehmigt. Sie dürfen auch nur im Rahmen eines solchen 

Verfahrens geändert werden. 

− Für Festlegungen ist die Erfassung Pflicht. 

− Bei Sondernutzungsplanungen (UeO, SBV, USP) ist nur der Perimeter als Festlegung zu 

erfassen. Deren Inhalte werden in Form einer PDF-Datei festgelegt und genehmigt. Der 

Perimeter ist mit der PDF-Datei bzw. den PDF-Dateien zu verknüpfen (Kapitel 4.1). 

− Bei Baulinienplänen sind die Baulinien selbst zu digitalisieren und mit dem Baulinienplan zu 

verknüpfen (Kapitel 5.5.10). Damit sie nicht doppelt festgelegt werden, sind sie als Verweis 

zu erfassen (vgl. nachfolgende Erfassungsvorgaben für Verweise auf eine Festlegung). 

− Sie müssen mit mind. einer Rechtsvorschrift verknüpft sein. Eine Ausnahme gilt für 

festgelegte statische Waldgrenzen. Diese haben keine Rechtsvorschrift, sondern werden 

nach der Genehmigung über eine Geschäftsreferenz mit der Waldfeststellungsverfügung 

verknüpft. 

− Für statische Waldgrenzen, die als Festlegung erfasst werden, ist die Referenz auf ein 

Planungsgeschäft Pflicht. Bei geometrischen Änderungen statischer Waldgrenzen ist 

darauf zu achten, dass nur der neue bzw. geänderte Abschnitt der Waldgrenze auf das neue 

Planungsgeschäft referenziert. Bestehende bzw. unveränderte Abschnitte behalten hingegen 

ihre bisherige Referenz bei. Das kann allenfalls eine geometrische Unterteilung der 

Waldgrenze erfordern, um zwischen neuen und alten Abschnitten unterscheiden zu können. 

So wird für jeden Abschnitt festgehalten, mit welchem Planungsgeschäft er zuletzt 

genehmigt wurde und welche Waldfeststellungsverfügung gilt. 
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Verbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Verweis auf eine 

Festlegung 

 

(Digitalisiertes Abbild einer 

textlichen oder grafischen 

Festlegung, 

Wirkungsflächen) 

− Verweise werden nicht genehmigt, aber geprüft. Sie verweisen auf eine Festlegung, die 

textlich oder grafisch im Baureglement oder in einer Sondernutzungsplanung definiert ist. 

Auch die Wirkungsfläche einer festgelegten Baulinie kann z.B. als Verweis erfasst werden.  

− Rechtlich gelten Verweise als Hinweis, in kantonalen Auswertungen und im ÖREB-

Kataster werden sie aber wie Festlegungen verwendet und angezeigt. 

− Festlegungen anderer Planungsbehörden oder ausserhalb der Nutzungsplanung dürfen 

nicht als Verweis erfasst werden. 

− Sie müssen die Festlegung, auf die sie verweisen, korrekt und aktuell abbilden. 

− Sie müssen mit mind. einer Rechtsvorschrift verknüpft sein. Inhalte aus dem 

Baureglement oder dem Zonenplan sind mit dem Baureglement zu verknüpfen, Inhalte aus 

einer Sondernutzungsplanung mit den entsprechenden Plänen und Vorschriften. 

− Für folgende Elemente ist die Erfassung als Verweis Pflicht: 

− Lärmempfindlichkeitsstufen aus Baureglement oder Sondernutzungsplanungen 

− Gewässerräume aus Sondernutzungsplanungen 

− Statische Waldgrenzen aus Sondernutzungsplanungen 

‒ Baulinien und weitere Festlegungen aus Baulinienplänen 

− Für folgende Elemente ist die Erfassung als Verweis freiwillig, vorausgesetzt, sie können 

exakt erfasst und sollen im ÖREB-Kataster angezeigt werden: 

− Wald-Baulinien aus Sondernutzungsplanungen 

− Wirkungsflächen 

− Nutzungsziffern aus dem Baureglement 

− Innere Nutzungen aus ZPP oder Sondernutzungsplanungen 

− Weitere festgelegte Inhalte aus Baureglement oder Sondernutzungsplanungen 
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Verbindlichkeit Erfassungsvorgaben 

Hinweis 

 

(Innere Nutzungen, 

Verkehrsflächen, Hecken 

und Feldgehölze etc.) 

− Hinweise werden durch den Kanton weder geprüft noch genehmigt. Die Planungsbehörde 

trägt die Verantwortung für deren Inhalt.  

− Sie werden im ÖREB-Kataster nicht angezeigt, in anderen kantonalen Produkten (z.B. 

ePlan, Geoportal) schon. 

− Für folgende Elemente ist die Erfassung als Hinweis Pflicht: 

− Innere Nutzungen aus ZPP oder Sondernutzungsplanungen, sofern darunter keine 

Grundnutzung festgelegt ist und sie nicht als Verweis auf eine Festlegung erfasst sind. 

− Für folgende Elemente ist die Erfassung als Hinweis freiwillig: 

− Überlagernde Verkehrsflächen 

− Inhalte, die auf eine Festlegung verweisen, aber nicht exakt erfasst werden oder nicht im 

ÖREB-Kataster angezeigt werden sollen 

− Inhalte, die von anderen Planungsbehörden (z.B. KUeO) oder ausserhalb der 

Nutzungsplanung (z.B. Planungszonen) festgelegt wurden 

− Inhalte, die nirgends festgelegt wurden 

− Die Erfassung von Hinweisen wird nicht empfohlen, wenn die Informationen genauso gut 

über eine andere Quelle (z.B. WMS oder WFS) bezogen und verwendet werden können. 

Dadurch können unnötige Aufwände und Diskrepanzen zwischen verschiedenen Quellen 

vermieden und das Risiko für Merge-Konflikte reduziert werden. Bei Bedarf können wichtige 

Datenquellen in der Klasse «AD_Geoservice» notiert werden (Kapitel 3.5). 
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5.2 Geometrie-Klassen 

In Geometrie-Klassen können georeferenzierte Geometrien erfasst werden. Sie sind in thematische Ebenen 

unterteilt (Kapitel 2.4). 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Label 

 

OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Kurze und prägnante Planbeschriftung, die als dynamisch platziertes Label im 

Kartenviewer angezeigt werden kann (Kapitel 5.4.1). 

Geometrie MANDATORY 

Stützpunkte 

Geometrie in Form einer Liste von Stützpunktkoordinaten. 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

Planungsgeschaeft 

(nur in der Klasse 

«WF_Linie» vorhanden) 

 

OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «AD_Planungsgeschaeft» (Kapitel 3.2). 

Für festgelegte statische Waldgrenzen ist die Referenz Pflicht. Sie 

definiert, mit welchem Geschäft die Waldgrenze genehmigt wird und mit 

welcher Waldfeststellungsverfügung sie verknüpft wird. 

Typ MANDATORY 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in einer Typ-Klasse (Kapitel5.3). 

   



Handbuch Nutzungsplanung_BE_V2_0 
Anwendung 
Version 1.0 
 
 

Erfassung von Geodaten 

 

 36/88 
 

5.3 Typ-Klassen 

In Typ-Klassen können Informationen und Eigenschaften von Geometrie-Objekten (Kapitel 5.2) in normalisierter 

Form erfasst werden. Sie werden in thematische Ebenen unterteilt (Kapitel 2.4). Ein Typ kann von mehreren 

Geometrien referenziert werden, die aber alle aus derselben Geometrie-Klasse stammen müssen. 

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

TID MANDATORY 

UUID 

Universell eindeutige ID des Objekts (Kapitel 3.1). 

Bezeichnung MANDATORY  

Max. 500 Zeichen 

Vollständige Bezeichnung der Zone oder des Objekts (z.B. «Zone für 

öffentliche Nutzung Nr. 19»). Anhand der Bezeichnung müssen die rechtlichen 

Bestimmungen eindeutig und vollständig ermittelt werden können (Kapitel 

5.4.2). Wird als Beschriftung in Objektabfragen und Legenden verwendet und 

soll leserlich sein (Leerschläge und Umlaute sind erlaubt und sinnvoll). 

Abkuerzung OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Abkürzung der Bezeichnung (z.B. «ZöN 19»). Kann als Beschriftung in 

Objektabfragen und Legenden verwendet werden. 

Kategorie OPTIONAL 

Max. 100 Zeichen 

Kategorie, die von der Planungsbehörde definiert und zu eigenen Zwecken 

genutzt werden kann. Der Kanton verwendet diese Information nicht. 

Darstellungscode MANDATORY 

Katalog-Referenz 

Definiert, wie die Geometrie dargestellt wird. Beim Wert «standard» wird das 

Objekt gemäss der kantonalen Darstellungsempfehlung dargestellt, andernfalls 

gemäss dem gewählten Darstellungscode (Kapitel 5.4.3). 

KantArt MANDATORY 

Katalog-Referenz 

Kantonale Art der Zone oder des Objekts. Es handelt sich um eine kantonale 

Kategorisierung mit verschiedenen Funktionen (Kapitel 5.4.4). 

Verbindlichkeit MANDATORY 

Katalog-Referenz 

Definiert die Verbindlichkeit der Geometrie: 

− Festlegung 

− Verweis auf eine Festlegung  

− Hinweis 

Zusatz_Attribute OPTIONAL 

BAG OF {0..*} 

Liste mit benutzerdefinierten Attributen (Kapitel 3.1). 

ZustaendigeStelle OPTIONAL 

Referenz 

Referenz auf ein Objekt in der Klasse «AD_Amt» (Kapitel 3.6). 
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5.4 Details zu wichtigen Attributen 

5.4.1 Label 

Labels werden in der Geometrie-Klasse erfasst (Kapitel 5.2). Sie werden in ePlan und anderen kantonalen 

Kartenanwendungen dynamisch, ohne fixe Platzierung, in der Karte angezeigt. Labels sollen prägnant und 

leserlich sein und nur erfasst werden, wenn sie zum besseren Verständnis der Karte beitragen. Das ist z.B. der 

Fall, wenn sich eine Zone anhand der Symbolisierung nicht eindeutig erkennen lässt. Das folgende Beispiel soll 

dies verdeutlichen. 

 

Zone Symbol Label Bemerkung 

Wohnzone 1   Die Zone lässt sich anhand des Symbols eindeutig erkennen. 

Ein Label würde nicht zum besseren Verständnis beitragen. 

Wohnzone 2     

Zone für öffentliche Nutzung Nr. 1  
ZöN 1 

Ein prägnantes Label hilft dabei, die Zone von gleich 

symbolisierten Zonen zu unterscheiden. 

Zone für öffentliche Nutzung Nr. 2  
ZöN 2 

 

 

Beim Label handelt es sich, ähnlich wie bei der Darstellung eines Objekts, um ein grafisches Element und somit 

nicht um eine verbindliche, sondern um eine hinweisende Information. Label und Bezeichnung einer Geometrie 

müssen sinngemäss übereinstimmen. Falls sie sich widersprechen, ist die Bezeichnung massgebend. 

5.4.2 Bezeichnung 

Die Bezeichnung wird in der Typ-Klasse erfasst (Kapitel 5.3). Sie soll leserlich sein und muss alle Informationen 

enthalten, die nötig sind, um sämtliche rechtlich relevanten Vorschriften vollständig ermitteln zu können. 

 

Im Baureglement sind oft unterschiedlich benannte Zonen mit spezifischen Vorschriften definiert. Diese müssen 

über die Bezeichnung und somit als eigenständige Typen differenziert werden. Beispiele: 

 

Zweck 

Verbindlichkeit 

Zonen/Objekte mit  
spez. Vorschriften 
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− Wohnzone 1 

− Mischzone 2a 

− Mischzone 2b 

− Zone für öffentliche Nutzungen XI 

− Zone für öffentliche Nutzungen XII 

 

Manchmal heissen die Zonen gleich, weisen aber rechtlich relevante Unterscheidungsmerkmale auf (Höhen- 

oder Distanzangaben, Nutzungsziffern etc.). In Papierplänen wurden solche Angaben direkt im Plan beschriftet. 

Im kantonalen Datenmodell müssen sie in die Bezeichnung integriert werden. Beispiele: 

 

− Gebiet mit Grünflächenziffer, min. 30% 

− Gebiet mit Grünflächenziffer, min. 40% 

− Minimale Geschossflächenziffer GFZo 0.45 

− Minimale Geschossflächenziffer GFZo 0.55 

 

Sondernutzungsplanungen weisen in der Regel spezifische Namen und Rechtsvorschriften auf. Auch sie 

müssen als eigenständige Typen differenziert und eindeutig bezeichnet werden. Beispiele: 

 

− Überbauungsordnung 1 «Nord» 

− Überbauungsordnung 2 «Süd» 

 

Natur- und Heimatschutzobjekte wie Einzelbäume oder Feuchtgebiete weisen oft eine Nummerierung auf. Meist 

sind damit aber keine spezifischen Vorschriften, sondern nur hinweisende Informationen (Standort, Baumart 

etc.) verbunden. In diesem Fall kann die Nummerierung als Label erfasst werden und muss nicht in die 

Bezeichnung integriert werden. Manchmal gibt es aber Kategorien mit unterschiedlichen Vorschriften, die 

wiederum über die Bezeichnung differenziert werden müssen. Beispiele: 

 

− Erhaltenswerte Einzelbäume 

− Schützenswerte Einzelbäume 

5.4.3 Darstellungscode 

Der Darstellungscode wird in der Typ-Klasse zugewiesen (Kapitel 5.3). Er definiert, wie die Geometrien im 

Kartenviewer dargestellt werden. Das Darstellungsmodell (Kapitel 2.6) und der XML-Katalog (Kapitel 2.5) 

geben eine abschliessende Liste an möglichen Darstellungscodes vor. Generell wird empfohlen, den 

Zonen/Objekte mit  
spez. Merkmalen 

Sondernutzungs- 
planungen 

Hinweisende 
Nummerierungen 
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Darstellungscode «standard» zu verwenden, damit die Geometrien automatisch gemäss der kantonalen 

Empfehlung dargestellt werden. Diese Empfehlung ist pro KantArt definiert (Kapitel 5.4.4). 

 

Wenn mehrere Typen dieselbe empfohlene Darstellung aufweisen, kann das die Lesbarkeit der Karte 

erschweren. In diesem Fall wird empfohlen, die Lesbarkeit mit einem Label (Kapitel 5.4.1) oder einem 

alternativen Darstellungscode zu verbessern. 

 

Im ÖREB-Kataster und in anderen kantonalen Produkten kann die Darstellung aufgrund von Bundesvorgaben 

oder anderen Einschränkungen von der Darstellung in ePlan abweichen. 

5.4.4 KantArt 

Die kantonale Zonen- oder Objektart (KantArt), wird in der Typ-Klasse zugewiesen (Kapitel 5.3). Sie definiert, 

zu welcher kantonalen Art ein Objekt gehört. Der XML-Katalog (Kapitel 2.5) gibt für jede thematische Ebene 

(Kapitel 2.4) eine abschliessende Liste an möglichen KantArten vor. Wenn die Zuweisung nicht eindeutig oder 

selbsterklärend ist, dann ist die KantArt zu wählen, die sinngemäss am besten zu den Vorschriften passt oder 

die unten aufgeführten Funktionen möglichst zweckmässig erfüllt. Im Zweifelsfall kann das AGR beratend 

beigezogen werden. 

 

Die KantArt erfüllt verschiedene Funktionen: 

 

− Sie gibt die kantonale Darstellungsempfehlung vor (vgl. XML-Katalog). 

− Sie gibt vor, ob das Objekt als Fläche, Linie oder Punkt erfasst werden darf (vgl. XML-Katalog). 

− Sie steuert die Gliederung der Daten in Themen und Layer. Bestimmte UE-KantArten (Weitere 

Bestimmungen und Sektoren) können genutzt werden, um Überlagerungen in einem bestimmten 

Thema (z.B. zusammen mit der Grundnutzung) anzuzeigen.  

− Sie dient als Objektfilter für automatisierte Prozesse (z.B. Prüfprozesse im Checkservice). 

− Sie wird für die Auswertung kantonaler Statistiken verwendet.   
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5.5 Thematische Erfassungsvorgaben 

5.5.1 Grundnutzung 

Die Grundnutzung beschreibt die zulässige Nutzung des Bodens.  

Die Gemeinden können die Bezeichnung der einzelnen Grundnutzungszonen frei wählen. Durch die Zuweisung 

zu einem kantonalen Zonentyp (Attribut KantArt, Kapitel 5.4.4) wird die nötige Vereinheitlichung für statistische 

Zwecke sowie für die Datenlieferung im minimalen Geodatenmodell an den Bund gewährleistet. Als 

Rechtsvorschrift ist in der Regel das Baureglement zu verknüpfen.  

 

Die Bauzonen richten sich nach Art. 15 RPG. Die Gemeinden können die Bauzonen in Gebiete mit gleicher 

Nutzung einteilen (vgl. Art. 72 BauG).  

 

Sind Bauzonen (z.B. Zone mit Planungspflicht oder Zonen für öffentliche Nutzungen) in Sektoren unterteilt, so 

müssen die Sektoren erfasst werden (KantArten: ue_kantart.201-204). Mittels Labelbezeichnung (z.B. «A») 

können die Sektoren im Kartenbild kenntlich gemacht werden (Kapitel 5.4.1).  

 

Die Nichtbauzonen, auch Nichtbaugebiet gemäss Art. 1 RPG, sind Zonen, welche die Nutzungen ausserhalb 

von Bauzonen präzisieren und festlegen. Einerseits ist dies die Landwirtschaftszone, die 

Intensivlandwirtschaftszone und die Bauernhofzone sie sind Nutzungszonen im Nichtbaugebiet und richten sich 

nach Art. 16 RPG. Die Landwirtschaftszone ist in der baurechtlichen Grundordnung festgelegt und richtet sich 

nach Art. 80 BauG. Andererseits fallen darunter auch weitere Nutzungszonen, welche sich nach Art. 18 RPG 

richten, wie zum Beispiel Weilerzonen.  

 

Verkehrsflächen umfassen Strassen (z.B. National-, Kantons-, Gemeinde-, Quartier- und Privatstrassen, z.T. 

mit Durchleitungsrecht und Dienstbarkeit) inkl. Bahnareale, Bahngleise und Flugplätze etc. Innerhalb des 

Siedlungsgebiets sind die Verkehrsflächen einer Bauzone zuzuweisen.  

Dafür gibt es zwei Möglichkeiten: 

 

1. Für die Verkehrsflächen wird eine dafür vorgesehene Grundzone «Verkehrszone» erlassen und eine 

entsprechende Bestimmung dazu im Baureglement aufgenommen.  

Um dabei das Risiko für Merge-Konflikte (Kapitel Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 

werden.) zu reduzieren, empfiehlt es sich, bei der Erfassung eine solche Verkehrszone in verschiedene 

Teilflächen zu unterteilen. 

Ergänzung Bahnareale: Im Bereich der Bahnareale kann die Gemeinde rund um den Bahnhof eine 

Bauzonen 

Sektoren 

Nichtbauzonen 

Verkehrsflächen 
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eigene Zone (z.B. Zone für Bauten und Anlagen auf Bahnareal (ZBB)) erlassen und diese der KantArt 

Bahnareal (oder alternativ der KantArt Verkehrszone) zuordnen, wenn die Gemeinde sie separat 

erfassen will. Das Areal kann Gebäude umfassen, die funktional mit dem Bahnhof und dem 

Bahnnebenbetrieb verbunden sind.  

 

2. Sofern eine Verkehrsfläche beziehungsweise ein Bahnareal keiner Verkehrszone angehört, so wird sie 

der angrenzenden Grundnutzungszone zugewiesen resp. die jeweils angrenzende Grundzone bis zur 

Strassenmitte erweitert. Der Kanton Bern erstellt für Gemeinden ohne Verkehrszonen einmalig 

automatisiert einen Layer mit hinweisenden Verkehrsflächen als Ableitung aus der amtlichen 

Vermessung, damit die Strassenparzellen ersichtlich sind. In ePlan kann dieser Datensatz bei Bedarf 

als hinweisender externer Inhalt eingeblendet werden. Von der zusätzlichen Erfassung der 

Verkehrsflächen im Siedlungsgebiet wird abgeraten, insbesondere auch aufgrund möglicher Merge-

Konflikte. Die bereitgestellten Flächen können von den Gemeinden als Grundlage verwendet werden 

und diese können bei Bedarf an die konkreten Gegebenheiten angepasst werden. Nach der Übernahme 

der Daten liegt die Verantwortung für die Pflege und Aktualisierung der Flächen bei den DTH. Sämtliche 

künftigen Änderungen sind eigenständig nachzuführen. 

 

 

Wald, Gewässer und ungezontes Land sind ebenfalls Teil der Grundnutzung. Sie werden in der baurechtlichen 

Grundordnung in der Regel nicht festgelegt, können jedoch hinweisend erfasst werden. Ihre Nutzung richtet 

sich nach Art. 5 BauG.   

Weitere Flächen  
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Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt 

Erfassungspflic

ht 
Bemerkung Empfehlung 

Wohn-, Misch-, 
Kern- und 
Arbeitszonen 

Festlegung Baureglement Fläche gn_kantart.1- 
17, 21, 50-53 

ja   

Zonen für öffentliche 
Nutzungen und 
Zonen für Sport und 
Freizeitanlagen 

Festlegung Baureglement Fläche gn_kantart.22, 
24 

ja   

ZPP nach Art. 73 
Abs. 2 und Art 92 ff 
BauG 

Festlegung Baureglement Fläche gn_kantart.32 ja   

Weitere 
Nutzungszonen 
(Bauzonen / 
Nichtbauzonen) 

Festlegung Baureglement Fläche gn_kantart.18-
20, 25-26, 28-
30, 39-41 

ja   

Landwirtschafts-
zonen 

Festlegung Baureglement Fläche gn_kantart.27 ja   

Verkehrszonen Festlegung Baureglement Fläche gn_kantart.36, 
42 

ja Die Erfassungspflicht gilt nur, 
sofern für die Erfassung der 
Verkehrsflächen Variante 2 
gewählt wird. 

 

Wald Hinweis keine Fläche gn_kantart.38 nein  Die Erfassung wird nicht 
empfohlen, da Wald und 
Gewässer (inkl. eingedolter 
Gewässer) in der Bodenbe-
deckung der amtlichen Ver-
messung (AV) abgebildet sind. 
Falls Erfassung: Hinweis 

Gewässer Hinweis keine Fläche /  
Linie 

gn_kantart.37 nein  

Übriges Gebiet 
 

Festlegung keine 
 

Fläche 
 

gn_kantart.35 
 

ja   

Hinweis nein Die Erfassung wird nicht 
empfohlen. 

Hinweis zur Erfassung der Grundnutzung:  
Grundnutzungen dürfen sich in der Regel nicht gegenseitig überlagern. Eine Ausnahme dazu bilden Sondernutzungsplanungen (UeO, USP, SBV), welche 
in der Grundnutzung erfasst werden (Kapitel 5.5.4) 

 

Erfassungsvorgaben 
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5.5.2 Nutzungszone und Bauklasse 

Einige grössere Planungsbehörden (z.B. Stadt Bern, Biel, Nidau, Köniz) benutzen anstelle der Bauzonen, 

welche die Art der Nutzung wie auch die Baumasse definieren, ein in Bauklassen und Nutzungszonen 

aufgetrenntes System. Die Grundnutzung wird in diesen Planungen aufgeteilt erfasst mit KantArten in den 

beiden Themen «Grundnutzung (Nutzungszone)» und «Grundnutzung (Bauklasse)». 

 

 

Was? Verbindlichkeit  Zu verknüpfende 

Dokumente 

Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Bauklassen Festlegung Baureglement Fläche bk_kanart.1-9, 
99, 
ue_kantart.103, 
203 

ja    

Nutzungszonen Festlegung Baureglement Fläche nz_kanart.1-44, 
50-53 

ja  Aufschlüsselung (Kapitel 5.5.1)  

5.5.3 Innere Nutzung  

Die innere Nutzung bezeichnet die zulässige Nutzung innerhalb von Zonen mit Planungspflicht und 

Sondernutzungsplanungen (UeO, USP oder SBV). Da bei Zonen mit Planungspflicht und 

Sondernutzungsplanungen in der Grundnutzung lediglich die Perimeter festgelegt werden (Kapitel  5.5.4), muss 

zusätzlich die innere Nutzung erfasst werden, damit ein Gesamtüberblick der in der Grundnutzung zulässigen 

Nutzung in einer Gemeinde geschaffen werden kann (z.B. Übersichtszonenplan des Kantons oder 

Bauzonenstatistik des Bundes). Die innere Nutzung ergibt sich aus den jeweiligen Vorschriften und Plänen der 

Zone mit Planungspflicht oder Sondernutzungsplanung.    

Erfassungsvorgaben 
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Was? Verbindlichkeit Zu verknüpfende 

Dokumente 

Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Innere Nutzung ZPP  Hinweis  keine Fläche in_kantart.1
-30, 35-42, 
50-53 
 

ja In den Festlegungen zur ZPP wird 
zum Teil keine Verortung der 
Nutzungsverteilung resp. 
Grundnutzung vorgenommen. Ist 
das der Fall, kann die innere 
Nutzung über den gesamten ZPP-
Perimeter bzw. über einen ganzen 
Sektor generalisiert, also einer 
einzigen Zone zugewiesen werden, 
die am besten auf die im 
Baureglement beschriebene 
Nutzung zutrifft, sofern es keine 
dazugehörige UeO gibt.  
 
Die Abgrenzung zwischen 
unterschiedlichen Nutzungen ist 
detailliert zu erfassen.  
 
Die innere Nutzung darf keine 
Lücken innerhalb des Perimeters 
aufweisen (mit Ausnahme von 
Gewässern oder Waldflächen). 

Es ist der 
Planungsbehörde frei-
gestellt, die Erfassung als 
Hinweis oder als Verweis 
auf eine Festlegung 
vorzunehmen. 

Verweis auf eine 

Festlegung 

Baureglement 

Innere Nutzungen 
aus 
Sondernutzungsplan
ungen 

Hinweis  keine Fläche 
 

in_kantart.1
-30, 35-42, 
50-53 

ja Die Nutzung dieser Perimeter ist oft 
in verschiedene Baubereiche 
unterteilt. Entsprechend ist auch die 
innere Nutzung, soweit möglich und 
zweckmässig, zu unterteilen und der 
jeweiligen Nutzung resp. 
Grundnutzung zuzuweisen. Die 
Abgrenzung zwischen 
unterschiedlichen Nutzungen ist 
detailliert zu erfassen.  
Die innere Nutzung darf keine 
Lücken innerhalb des Perimeters 
aufweisen (mit Ausnahme von 
Gewässern oder Waldflächen). 

Es ist der 
Planungsbehörde frei-
gestellt, die Erfassung als 
Hinweis oder als Verweis 
auf eine Festlegung 
vorzunehmen. 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Sondernutzungsplan 
und zugehörige 
Vorschriften 

   

Erfassungsvorgaben 
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Weitere Erfassungshinweise zur inneren Nutzung 

 

Wird eine Zone mit Planungspflicht (ZPP) oder ein Uferschutzplan (USP) von einer Überbauungsordnung 

(UeO) überlagert, dann ist in der Regel die innere Nutzung des Objekts mit der detailliertesten Festlegung 

massgebend, also die innere Nutzung der überlagernden Fläche aus der UeO.  

 

Erschliessungsflächen innerhalb ZPP, UeO, USP und SBV sind analog den Verkehrsflächen (Kapitel 5.5.1) 

einer Bauzone bzw. inneren Nutzung zuzuweisen oder, falls gemeindeweit Verkehrszonen als Grundzone 

ausgeschieden wurden, sind die Erschliessungsflächen den Verkehrszonen zuzuweisen (Kapitel 5.5.1). Es gilt 

der Grundsatz, dass die Bauzonen resp. die innere Nutzung jeweils bis zur Strassenmitte zu erfassen sind 

(Kapitel 5.5.1).  

 

Parkierungsanlagen und Parkplätze oder Umgebungsbereiche zu den im Perimeter der 

Sondernutzungsplanung liegenden Liegenschaften sind in der Regel der innerhalb der Sondernutzungsplanung 

vorkommenden sinnvollsten Nutzungszone zuzuweisen. Anders verhält es sich, wenn zum Beispiel in einer 

Überbauungsordnung mit Arbeitsnutzung ein Baubereich gemäss Überbauungsvorschriften explizit für eine 

öffentliche Parkierungsanlage vorgesehen ist: Dann ist der Fläche der Parkierungsanlage resp. dem 

Baubereich eine Zone für öffentliche Nutzungen als innere Nutzung zuzuweisen. Ist jedoch dieselbe 

Parkierungsanlage nur für betriebsinterne Parkierung vorgesehen, dann ist der Fläche die Arbeitszone als 

innere Nutzung zuzuweisen. 

 

Werden in Sondernutzungsplanungen Flächen festgelegt, welche sich im Fruchtfolgeflächen-Inventar (FFF-

Inventar) befinden resp. ist gemäss Sondernutzungsplanung eine landwirtschaftliche Nutzung vorgesehen, ist 

dort zwingend die innere Nutzung «Landwirtschaftszone» zu wählen. Damit bleiben die Flächen im FFF-

Inventar bzw. als Kulturland erhalten. Wird auf einer bestehenden FFF oder Kulturland eine Bauzone (inkl. 

eingeschränkter Bauzonen wie Grünzone) als innere Nutzung gewählt, so wird diese Fläche in der jährlichen 

Aktualisierung aus dem FFF-Inventar bzw. dem Kulturland-Layer entfernt.  

 

Einige Zonen lassen sich einfach ableiten (z.B. reine Wohn- oder Mischzonen). Andere hingegen müssen 

genauer betrachtet werden. Beispiel: Eine im Baureglement resp. in der ZPP-Vorschrift als «W2 

Strukturerhaltung» erlassene Zone könnte spezifische Bestimmungen zur Erhaltung des Gebiets enthalten. Als 

innere Nutzung wäre hier korrekterweise die Erhaltungszone (B_E, in_kantart.19) zu wählen. Auch bei Dorf- 

und Kernzonen sind die Bestimmungen in diesem Sinne genau zu prüfen. Wichtig dabei ist v.a. die Abgrenzung 

zwischen klar unterschiedlichen Nutzungen wie z.B. Arbeitszone, Wohnzone, Misch-/ Kernzone, 

Landwirtschaftszone, Grünzone.  

Priorisierung 

Erschliessungsflächen 

Parkierungsanlagen 

Fruchtfolgeflächen / 
Kulturland 

Beispiel 
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Die KantArt ik_ und iz_ dienen jenen Planungsbehörden zur Erfassung der inneren Nutzung, welche 

Nutzungszone und Bauklasse verwenden (Kapitel 5.5.2). Die Erfassung hat sinngemäss den in diesem Kapitel 

beschriebenen Grundsätzen zu folgen.  

5.5.4 Sondernutzungsplanung 

Die Inhalte der Sondernutzungsplanung müssen bis auf wenige Ausnahmen nicht digitalisiert werden, ihre 

Festlegungen werden als PDF genehmigt. 

 

Von einer Sondernutzungsplanung werden in der Regel nur bestimmte Inhalte als Geometrie erfasst: Der 

Perimeter und die innere Nutzung (Kapitel 5.5.3), die Lärmempfindlichkeitsstufe (Kapitel 5.5.6) sowie, sofern 

vorhanden, die statischen bzw. verbindlichen Waldgrenzen (Kapitel 5.5.13) und der Gewässerraum (Kapitel 

5.5.8). Baulinien, die in einem Baulinienplan, Strassenplan oder Alignementsplan festgelegt sind, sind ebenfalls 

zu digitalisieren (Kapitel 5.5.10). Dies gilt auch dann, wenn die Pläne formell als Überbauungsordnung nach 

Art. 88 BauG erlassen wurden, sofern sich der Inhalt ausschliesslich auf die Festlegung von Baulinien 

beschränkt. 

Alle weiteren Inhalte der Sondernutzungsplanung (des UeO-Plans) müssen nicht digitalisiert werden. 

 

Bei überkommunalen / gemeindeübergreifenden UeO, die über mehrere Gemeindegrenzen hinausgehen, ist 

vorgesehen, dass pro Gemeinde ein separates Geschäft eingereicht wird. Jede Gemeinde erfasst dabei 

denjenigen Teil des UeO-Perimeters, der in ihrem Zuständigkeitsbereich liegt. In der Regel existiert jedoch nur 

eine rechtsverbindliche Vorschrift, die sich auf den gesamten Perimeter der UeO bezieht. Im Rahmen der 

Genehmigung ist sicherzustellen, dass alle beteiligten Gemeinden auf dieselbe rechtsverbindliche Vorschrift 

verweisen. Inhaltlich muss diese identisch sein.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

KantArt ik und iz_  

Überkommunale / 
gemeindeübergreifende 
Überbauungsordnungen 
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Was? Verbindlich-

keit 

Zu verknüpfende 

Dokumente 

Geomet

rie 

KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Überbauungsordnungen 
(UeO) nach Art. 88 ff. BauG 

Festlegung Plan und 
zugehörige 
Vorschriften, evtl. 
Baureglement 

Fläche gn_kantart.31; 
nz_kantart.31; 
bk_kantart.31; 
sn_kantart.31 

ja  Erfassung als Grundnutzung 

Überbauungsordnungen 
(UeO) nach Art. 92 ff. BauG  

Festlegung Plan und 
zugehörige 
Vorschriften, evtl. 
Baureglement 

Fläche sn_kantart.1 ja UeO basierend auf ZPP 
(auch wenn die ZPP in 
einem USP festgelegt ist.) 

 

Überbauungsordnungen 
(UeO) nach Art. 88 ff., BauG  

− Ohne Aussagen zu Art 
und Mass der Nutzung 

Festlegung Plan und falls 
vorhanden 
zugehörige 
Vorschriften, evtl. 
Baureglement 

Fläche sn_kantart.2 ja Z.B. Erschliessungs-UeO  

Uferschutzplanungen (USP) 
nach Art. 88 BauG  

Festlegung Plan und 
zugehörige 
Vorschriften, evtl. 
Baureglement 

Fläche gn_kantart.34; 
nz_kantart.34; 
bk_kantart.34; 
sn_kantart,34 

ja Unabhängig von der 
Erfassung des Perimeters 
als Grundnutzung oder 
Überlagerung muss die 
innere Nutzung erfasst 
werden 

Erfassung als Grundnutzung. 
Wenn darunter liegend bereits 
eine Grundnutzung erfasst ist, ist 
die USP als Überlagerung zu 
erfassen.  

Altrechtliche 
Sonderbauvorschriften (SBV) 
nach Art. 149 f. BauG  

− Mit Aussagen zu Art und 
Mass der Nutzung 

Festlegung Plan mit 
zugehörigen 
Vorschriften, evtl. 
Baureglement 

Fläche gn_kantart.33; 
nz_kantart.33; 
bk_kantart.33; 
sn_kantart.33 

ja 

Mit der Revision des 
BauG von 1985 wurde der 
Begriff 
«Sonderbauvorschrift» 
durch den Begriff 
«Überbauungsordnung» 
abgelöst.  

 

Altrechtliche 
Sonderbauvorschriften (SBV) 
nach Art. 149 f. BauG  

− Ohne Aussagen zu Art 
und Mass der Nutzung 

Festlegung Plan mit 
zugehörigen 
Vorschriften, evtl. 
Baureglement 

Fläche sn_kantart.2 ja  

  
  

Erfassungsvorgaben 
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Die kantonalen Überbauungsordnungen sind in einem separaten kantonalen Datensatz losgelöst vom 

kommunalen Datensatz zu erfassen. Dies gilt auch für die Erfassung der inneren Nutzung. Analog dazu werden 

auch die regionalen Überbauungsordnungen in einem eigenen regionalen Datensatz erfasst.  

 

 

Was? Wer Verbindlichkeit Zu 

verknüpfende 

Dokumente 

Geometrie KantArt Erfassungs-

pflicht 

Bemerkung Empfehlung 

Kantonale 
Überbauungsordnung 
(KUeO) nach Art. 102 
BauG 

Kanton Festlegung Plan und 
Vorschriften 

Fläche gn_kantart.312; sn_kantart.312 ja   

Gemeinde Verweis auf 
eine Festlegung 

gn_kantart.312; 
nz_kantart.312;  
bk_kantart.312; 
sn_kantart.312 
 
 

nein Geometrie ist als 
Geoprodukt 
verfügbar 

Erfassung nicht empfohlen  

Hinweis keine 

Regionale 
Überbauungsordnung 
(RUeO) nach Art. 98b 
BauG 

Regional-
konferenz 

Festlegung Plan und 
Vorschriften 

Fläche gn_kantart.311;  
sn_kantart.311 

ja   

Gemeinde Verweis auf 
eine Festlegung 

gn_kantart.311; 
nz_kantart.311;  
bk_kantart.311; 
sn_kantart.311 
 
 

nein Geometrie ist als 
Geoprodukt 
verfügbar 

Erfassung nicht empfohlen  

Hinweis keine 

 

Weitere Erfassungshinweise zu Sondernutzungsplanungen 

 

Werden Sondernutzungsplanungen in der Grundnutzung erfasst, lässt es das Datenmodell zu, dass diese 

andere Grundnutzungen überlagern. So kann beispielweise eine Überbauungsordnung eine W2 überlagern, 

jedoch eine W2 nicht eine W1.  

 

Eine Verknüpfung der Sondernutzungsplanung mit dem Baureglement ist dann vorzusehen, wenn die Vorschrift 

der Sondernutzungsplanung explizit auf das Baureglement verweist. In Fällen, in denen die 

Sondernutzungsplanung komplett eigenständig ausgestaltet ist, entfällt die Verknüpfung des Baureglements. 

Festlegungen müssen, wie bis anhin, im PDF vermasst oder mit Koordinatenpunkten referenziert werden. 

   

Kantonale und Regionale 
Überbauungsordnungen 

Erfassungsvorgaben 

Erfassung 
Sondernutzungsplanun-
gen in Grundnutzung 

Verknüpfung 
Rechtsvorschriften 
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5.5.5 Weitere Überlagerungen 

Überlagerungen sind zusätzliche Planinhalte, die über eine bestehende Grundnutzung gelegt werden. Sie 

ersetzen diese nicht, sondern ergänzen oder präzisieren sie. Unter «weitere Überlagerungen» werden jene die 

Grundnutzung überlagernden Inhalte erfasst, die keiner der Kategorien Lärmempfindlichkeit (Kapitel 5.5.6), 

Gefahrengebiete (Kapitel 5.5.7), Gewässerraum (Kapitel 5.5.8), Natur- und Heimatschutz (Kapitel 5.5.9), 

Baulinien (Kapitel 5.5.10) oder Wirkungsflächen (Kapitel 5.5.11) zugeordnet werden können. 

 

Nutzungsziffern geben an, wie intensiv ein Grundstück genutzt werden darf. Sie werden in der Regel in der 

baurechtlichen Grundordnung festgelegt. In der Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen 

(BMBV) sind im Kanton Bern die zulässigen Nutzungsziffern definiert (z.B. Baumassenziffer [BMZ], 

Geschossflächenziffer [GFZ]). 

 

 

Was?  Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Als Fläche 
festgelegte 
Nutzungsziffer 

Festlegung Baureglement Fläche ue_kantart.1-5 ja   

Im Baureglement 
textlich festgelegte 
Nutzungsziffer 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Baureglement Fläche ue_kantart.1-5 nein   

Als Fläche 
festgelegte 
Baueinschränkung 

Festlegung Baureglement Fläche ue_kantart. 8-9 ja   

Im Baureglement 
textlich festgelegte 
Baueinschränkung 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Baureglement Fläche ue_kantart. 8-9 nein   

Hinweisende 
Verkehrsflächen 

Hinweis keine Fläche  ue_kantart.14 nein  Die Erfassung hinweisender 
Verkehrsflächen wird nicht 
empfohlen. 

Zone für Wintersport Festlegung Baureglement Fläche ue_kantart.15 ja   

 

Nutzungsziffern 

Erfassungsvorgaben 
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5.5.6 Lärmempfindlichkeitsstufen 

Die Lärmempfindlichkeitsstufen (ES) müssen überall, wo eine Grundnutzung festgelegt ist, gemäss Art. 44 LSV 

geometrisch erfasst werden. Bildet die Strasse eine Zonengrenze, so ist die Strassenfläche hälftig den 

Lärmempfindlichkeitsstufen der anstossenden Zonen zuzuweisen. Wird die Strasse als eigenständige spezielle 

Verkehrszone festgelegt, wird die Strassenfläche nicht hälftig der Lärmempfindlichkeitsstufen der anstossenden 

Zonen zugewiesen, sondern ist die ganze Zone mit KantArt = es_kantart.1 (keine Lärmempfindlichkeitsstufe) zu 

erfassen, sofern das Baureglement nichts anderes vorsieht.   

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Geometrisch 
festgelegte ES 

Festlegung Baureglement Fläche es_kantart.1-
7  

ja   

Im Baureglement 
textlich festgelegte 
ES 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Baureglement Fläche  
 

es_kantart.1-
7  

ja Dies gilt auch, wenn im 
Baureglement für einzelne 
Bauzonen oder für die 
Landwirtschaftszone explizit die 
Vorgabe «keine ES» festgelegt 
ist. In diesem Fall ist eine 
geometrische Erfassung in der 
KantArt = es_kantart.1 (keine 
Lärmempfindlichkeitsstufe) 
vorzunehmen. 

 

In 
Sondernutzungsplan
ung textlich oder 
geometrisch 
festgelegte ES 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Fläche es_kantart.1-
7  

ja   
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5.5.7 Gefahrengebiete 

Die Gemeinden sind verpflichtet, die synoptischen Gefahrengebiete in der Nutzungsplanung zu bezeichnen 

(Art. 71 BauG). 

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Gefahrengebiete Festlegung Baureglement Fläche gg_kantart.1-

5  

ja Gefahrengebiete dürfen sich 

nicht gegenseitig überlagern 
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5.5.8 Gewässerraum 

Gemäss Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (Gewässerschutzgesetz, GSchG) sind die Kantone 

verpflichtet, den Raumbedarf oberirdischer Gewässer (u.a. Flüsse, Bäche, Seen) zu ermitteln und mittels der 

Ausscheidung eines Gewässerraumes zu sichern (Art. 36a GSchG). Dieser ist in der baurechtlichen 

Grundordnung oder in Überbauungsordnungen festzulegen. Ergänzend zum Gewässerraum, kennt der Kanton 

Bern auch Freihaltebereiche für Gewässer, welche festgelegt werden können, um mittels Bauverboten den 

Raum für zukünftige Wasserbauprojekte zu sichern, ohne die Bewirtschaftungseinschränkungen gemäss 

Art. 41c Gewässerschutzverordnung (GSchV) umsetzen zu müssen (Arbeitshilfe Gewässerraum Kanton Bern, 

Fassung 2021). In Ausnahmefällen kann auf den Gewässerraum verzichtet werden (Art. 41b Abs. 4 GSchV). 

 

 

Es bestehen drei Varianten für die Festlegung der Gewässerräume im dicht überbauten Gebiet. 

 

‒ Variante 1: Verzicht auf die Festlegung der dicht überbauten Gebiete:  

In der Nutzungsplanung wird der Gewässerraum in voller Breite gemäss GSchV festgelegt. Bei der 

KantArt handelt es sich um die Art «Gewässerraum (Fläche)» (gr_kantart.1).  

 

‒ Variante 2: Festlegung der dicht überbauten Gebiete ohne Reduktion des Gewässerraums: 

Die dicht überbauten Gebiete werden in der Nutzungsplanung festgelegt. Der Gewässerraum wird jedoch 

in voller Breite gemäss GSchV ausgeschieden. Bei der KantArt handelt es sich um «Gewässerraum dicht 

überbaut (nicht reduziert)» (gr_kantart.3). 

 

‒ Variante 3: Festlegung der dicht überbauten Gebiete mit Reduktion des Gewässerraums: 

Die dicht überbauten Gebiete werden in der Nutzungsplanung festgelegt. Der Gewässerraum wird 

reduziert ausgeschieden als «Gewässerraum dicht überbaut (reduziert)» (gr_kantart.4).    

Gewässerraum im dicht 
überbauten Gebiet 
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Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

In der Grundnutzung 
festgelegter 
Gewässerraum 

Festlegung Baureglement Fläche gr_kantart.1-4  
 

ja In der KantArt = gr_kantart.2 
«Gewässerraum ohne Bewirt-
schaftungseinschränkung» 
werden die Ausnahmegesuche 
gemäss Art 41c Abs. 4bis 
GSchV sowie die eingedolten 
Gewässer gemäss Art. 41c Abs. 
6 Bst. b GSchV erfasst. 
Ausnahmegesuche für Bewirt-
schaftungseinschränkungen, 
welche ausserhalb der 
Nutzungsplanung erteilt werden, 
werden nicht erfasst. 

 

In der 
Sondernutzungsplan
ung festgelegter 
Gewässerraum 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Fläche gr_kantart.1-4  
 

ja  

Im Baureglement 
textlich festgelegte 
Gewässerabstände 

Festlegung Baureglement Fläche gr_kantart.1-4  
 

Eine Erfassungspflicht besteht, wenn die im 
Baureglement textlich festgelegten 
Gewässerabstände vom AGR als 
bundesrechtskonforme Umsetzung der 
Gewässerräume akzeptiert wurden. 

 

Verzicht auf 
Gewässerraum 

Hinweis keine Fläche gr_kantart.6 nein  Es empfiehlt sich grundsätzlich 
die flächige Erfassung des 
gesamten Gebiets, in dem auf 
eine Gewässerraum-
Ausscheidung verzichtet wird 
(Bsp: Sömmerungsgebiete). Als 
Alternative kann bei spezifischen 
Anwendungsfällen, wie etwa 
eingedolten Gewässern, 
eine linienförmige 
Erfassung entlang der 
Gewässerachse gewählt 
werden. 

Perimeter dicht 
überbautes Gebiet 

Festlegung Baureglement Fläche ue_kantart.13 ja   

Freihaltebereich für 
Gewässer 

Festlegung Baureglement Fläche ue_kantart.12 ja   
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5.5.9 Natur- und Heimatschutz 

Natur- und Heimatschutzobjekte können als Fläche (z.B. Schutzgebiet), Linie (z.B. geschützte Baumreihe) oder 

Punkte (z.B. geschützter Einzelbaum) festgelegt werden.  

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Festlegende Natur- 
und 
Heimatschutzobjekte 

Festlegung Baureglement Fläche / 
Linie / 
Punkt  

nh_kantart.1-
60  

ja Schutzgebiete: Es ist zu 
beachten, dass eine 
Überlappung von 
Landschaftsschutz- und  
-schongebieten nicht zulässig 
ist. Hingegen können 
beispielweise Verkehrszonen 
von Landschaftsschutz- oder  
-schongebieten überlagert 
werden. 

Ist neben einer flächen- auch 
eine linien- oder punkthafte 
Festlegung möglich, so wird bei 
Objekten mit flächiger 
Ausprägung empfohlen, 
tatsächlich eine Fläche 
festzulegen. 

Hinweisende Natur- 
und Heimatschutz-
objekte 

Hinweis keine Fläche / 
Linie / 
Punkt 

nh_kantart.1-
60 

nein 

Natur- und 
Heimatschutz-
objekte in 
Sondernutzungsplan
ung 

Hinweis  keine Fläche / 
Linie / 
Punkt 

nh_kantart.1-
60 

nein 

Verweis auf 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 
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5.5.10 Baulinien 

Grundsätzlich legen Baulinien nach Art. 96a BauG für Grundstücke Abstandsvorschriften gegenüber anderen 

Grundstücken, Strassen, Wald, Grenzen oder Gebäuden fest und bestimmen, ob und inwieweit einzelne 

Bauteile, an Gebäuden befestigte bewegliche Einrichtungen und unterirdische Anlagen über die Baulinie 

vorspringen dürfen.  

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Baulinien Festlegung Baureglement Linie bl_kantart.1  ja   

Baulinien aus 
Sondernutzungsplanun
gen  

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Linie bl_kantart.1 nein  Wenn eine Planungsbehörde eine 
Erfassung vornimmt, wird empfohlen, 
diese als Verweis auf eine 
Festlegung zu erfassen.  

Baulinie: festgelegt in 
Baulinien-, Strassen- 
oder Alignementsplan  

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Linie ue_kantart.110 ja 

Die Erfassungspflicht gilt, wenn die 
Pläne formell als 
Überbauungsordnung nach Art. 88 
BauG erlassen wurden, sofern sich 
der Inhalt der Baulinienplan, 
Strassenplan oder Alignementsplan 
ausschliesslich auf die Festlegung 
von Baulinien beschränken. 

Für eine höhere Rechtssicherheit 
empfehlen wir, Baulinien künftig 
direkt in der Grundnutzung zu 
verankern und nicht in separaten 
Baulinienplänen  

Wald-Baulinien Festlegung Baureglement Linie bl_kantart.4 ja   

Wald-Baulinien aus 
Sondernutzungsplanun
gen  

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Linie bl_kantart.4 nein   

Besondere Baulinien Festlegung Baureglement 
 
 

Linie bl_kantart.2 ja   

Besondere Baulinien 
aus 
Sondernutzungsplanun
gen 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Linie bl_kantart.2 nein   

Abstandsvorschriften Festlegung Baureglement Linie bl_kantart.3 ja   

Abstandsvorschriften 
aus 
Sondernutzungsplanun
gen 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Linie bl_kantart.3 nein   

Andere Baulinien Festlegung Baureglement Linie bl_kantart.5 ja   
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Andere Baulinien aus 
Sondernutzungsplanun
gen 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Linie bl_kantart.5 nein   

5.5.11 Wirkungsflächen  

Baulinien haben in der Regel flächige Auswirkungen (Wirkungsfläche). Eine Wirkungsfläche einer Baulinie 

beschreibt eine Fläche mit einheitlichen horizontalen und vertikalen Baubeschränkungen innerhalb einer 

Parzelle oder einer Gruppe von Parzellen. Diese Beschränkungen können sowohl den oberirdischen wie auch 

den unterirdischen Raum einer Parzelle oder mehrerer Parzellen betreffen.  

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Wirkungsflächen von 
Baulinien, 
besonderen 
Baulinien, Abstands-
vorschriften, Wald-
Baulinien und 
anderen Baulinien  

Festlegung Baureglement Fläche bl_kantart.11-
15  

ja, wenn eine 
Fläche statt einer 
Linie erfasst wird 

Sollen bisher linienförmig 
festgelegte Baulinien neu in 
Form von Wirkungsflächen 
festgelegt werden, ist ein 
entsprechendes Verfahren nötig. 
 

 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Baureglement nein Wenn eine Baulinie als Linie 
festgelegt wird (Kap. 0), dann 
kann zusätzlich die Wirkung als 
Fläche als Verweis auf eine 
Festlegung erfasst werden. 

 

Wirkungsflächen von 
Baulinien, 
besonderen 
Baulinien, Abstands-
vorschriften, Wald-
Baulinien und 
anderen Baulinien in 
Sondernutzungsplan
ungen 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschriften 

Fläche bl_kantart.11-
15 

nein   
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5.5.12 Wege 

Unter die Kategorie Wege fallen Fuss-, Wander-, Bergwander- und Alpinwanderwege, Velo-/Radwege, 

historische Verkehrswege, Uferwege und weitere Wege. 

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Festgelegte Wege Festlegung Baureglement Linie / 
Fläche 

we_kantart.1-
9  

ja   

Hinweisende Wege Hinweis keine Linie / 
Fläche 

we_kantart.1-
9 

nein   
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5.5.13 Waldfeststellung 

Bauzonen, welche an Wald grenzen oder in Zukunft grenzen sollen, sind in der Nutzungsplanung mittels 

statischen bzw. verbindliche Waldgrenzen zu definieren (Waldfeststellung gemäss Art. 10 und 13 WaG, Art.2 

KWaV). 

 

 

Was? Verbindlichkeit 
Zu verknüpfende 

Dokumente 
Geometrie KantArt Erfassungspflicht Bemerkung Empfehlung 

Statische 
Waldgrenze 

Festlegung keine Linie wf_kantart.1 ja Die Rechtsvorschrift bzw. 
Waldfeststellungsverfügung wird 
im Genehmigungsprozess vom 
AWN auf ePlan hochgeladen 
und automatisch mittels 
Geschäftsreferenz mit der 
statischen Waldgrenze 
verknüpft.  
Die Planungsbehörde lädt kein 
referenziertes Dokument hoch. 

 

Statische Walgrenze 
aus 
Sondernutzungsplan
ungen 

Verweis auf eine 
Festlegung 

Plan und 
zugehörige 
Vorschrift sowie 
Waldfeststellungs-
verfügung 

Linie wf_kantart.1 ja   

Hinweis zur Waldfeststellungsverfügung:  

Bei der Erfassung oder Änderung einer statischen Waldgrenze (WF_Linie; wf_kantart.1) ist, ähnlich wie bei einer Rechtsvorschr ift, das Planungsgeschäft 

zu referenzieren, in welchem die Waldgrenze genehmigt wird. Über diese Geschäftsreferenz wird nach Abschluss des Genehmigungsverfahrens die 

passende Waldfeststellungsverfügung verknüpft, die erst kurz vor der Genehmigung durch das AWN erstellt und in ePlan integriert wird. 

6. Spezialfälle 

6.1 Zweisprachige Gemeinden 

Die Gemeinden Biel und Evilard/Leubringen sind gemäss Art. 6 Abs. 3 Bst. a Verfassung des Kantons Bern 

(KV) i.V.m. Art. 51 Sonderstatutsgesetz (SStG) verpflichtet, ihre Nutzungsplanung zweisprachig zu führen. Die 

deutsche und die französische Version sind gleichwertig und werden beide genehmigt. 
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Auf Stufe Genehmigung müssen alle Bezeichnungen und Dokumente immer zweisprachig vorhanden sein und 

auf ePlan eingereicht werden. Wenn auf Stufe Genehmigung ein Dokument nicht zweisprachig vorhanden ist, 

dann verlangt die Genehmigungsbehörde dieses Dokument zwingend nach. Das Nachreichen eines fehlenden 

zweisprachigen Dokuments ist rein formell und als geringfügige Änderung gemäss Art. 122 Abs. 6 BauV zu 

betrachten, sofern der Charakter der Planordnung sowie die ihr zugrunde liegenden Ziele beibehalten werden. 

Werden Änderungen an einer Planung vorgenommen, welche bei der Überführung nicht vollständig 

zweisprachig war, müssen bei Eingabe des neuen Geschäftes sämtliche zur Änderung gehörenden Dokumente 

und Bezeichnungen vollständig in den beiden Sprachversionen nachgereicht werden.   

 

Attribut Eigenschaften Beschreibung 

Bezeichnung MANDATORY  

Max. 500 Zeichen 

Allgemeine Vorschriften dieser Attribute sind in den Kapiteln (Kapitel 5.4.1 & 

5.4.2) aufgeführt. Diese Zusammenstellung bezieht sich nur auf Attribute, 

welche eine zweisprachige Bezeichnung zulassen.  

 

Zweisprachige Texte innerhalb dieser Attribute sind gemäss folgendem Prinzip 

zu erfassen:  

«Deutscher Text | Französischer Text». Der deutsche Text muss zuerst 

aufgeführt werden, gefolgt von einem Leerschlag, einem senkrechten Strich 

(Tastenkombination Alt + Ctrl + 7) und einem weiteren Leerschlag. 

Anschliessend folgt der französische Text. Auf diese Weise wird sichergestellt, 

dass zweisprachige Textwerte leserlich sind und bei Bedarf in ein deutsches 

und ein französisches Attribut aufgetrennt werden können.  

 

In ePlan wird der gesamte Text innerhalb dieser Attribute inkl. Trennzeichen 

angezeigt. 

Abkuerzung OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Kategorie OPTIONAL 

Max. 100 Zeichen 

Label OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

Titel MANDATORY  

Max. 500 Zeichen 

Abkuerzung OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

OffizielleNr OPTIONAL 

Max. 50 Zeichen 

PDF_Dateiname MANDATORY  

Max. 200 Zeichen 

Eindeutiger PDF-Dateiname ohne Pfadangabe. Erlaubt sind die Zeichen A-Z, 

a-z, 1-9, _ sowie die Dateiendung «.pdf». Leerschläge, Umlaute, Akzente und 

Sonderzeichen sind nicht erlaubt. Der Inhalt der PDF-Datei wird vom AGR 

geprüft und genehmigt. 

 

Für zweisprachige Dokumente gibt es zwei Varianten. Es wird empfohlen, innerhalb der Gemeinden eine 

einheitliche Handhabung anzuwenden:  

 

Erfassungsvorgaben 
Geometrie und 
Rechtsvorschriften 
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‒ Variante 1: Die deutsche und französische Version von Rechtsvorschriften und weiteren Dokumenten 

werden zusammen in einem einzigen PDF geführt. Ein Titelblatt mit Inhaltsverzeichnis verweist dabei 

jeweils auf die entsprechenden Abschnitte in Deutsch bzw. Französisch. 

 

‒ Variante 2: Die deutsche und französische Version von Rechtsvorschriften und weiteren Dokumenten 

werden in zwei separaten PDFs geführt mit zwei separaten Dokument-Objekten. Dies führt pro Geometrie 

zu mindestens zwei Verlinkungen (DE- und FR-Version) von Rechtsvorschriften oder Dokumenten.  

 

6.2 Fusionierte Gemeinden 

Bei einer Gemeindefusion gilt es hinsichtlich des Datensatzes der Nutzungsplanung einiges zu beachten. Das 

konkrete Vorgehen sollte deshalb frühzeitig mit dem AGR besprochen werden. Grundsätzlich ist das Ziel, die 

Nutzungsplanungen der fusionierten Gemeinden möglichst zügig zusammenzuführen und zu bereinigen.  

 

Dieses Kapitel befindet sich derzeit noch in Bearbeitung.  

6.3 Dispensierte Gemeinden 

Für Gemeinden, die gemäss Art. 67 BauG von der Ortsplanungspflicht dispensiert sind, gelten bei der 

Erfassung des Datensatzes folgende Prinzipien: 

 

‒ Überbauungsordnungen (UeO) werden als UeO-Perimeter erfasst. Als Rechtsvorschriften sind 

mindestens die Überbauungsvorschriften und der Überbauungsplan zu erfassen. (Kapitel 5.5.4) 

 

‒ Für die erfassten Überbauungsordnungen sind jeweils die inneren Nutzungen zu erfassen (Kapitel 5.5.3) 
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7. Vorgehen bei Nutzungsplanungsänderung 

7.1 Daten vorbereiten 

7.1.1 Hinweis zur amtlichen Vermessung 

Die Nutzungsplanung soll grundsätzlich auf der aktuellen amtlichen Vermessung (AV) basieren. Beide 

Datensätze werden immer unabhängig voneinander revidiert und aktualisiert und eine Anpassung an der 

verbindlichen Nutzungsplanung hat stets im entsprechenden Planerlassverfahren zu erfolgen. 

 

Nach einer Revision der AV sollte die Planungsbehörde ihre Nutzungsplanung überprüfen und gegebenenfalls 

an die neue AV anpassen, idealerweise im Zusammenhang mit einer Gesamt- oder Teilrevision. Auch bei einer 

Teilrevision wird im Sinne der Planhygiene empfohlen das gesamte Gemeindegebiet auf einmal an die neue AV 

anzupassen, um eine schrittweise Aktualisierung über mehrere Planungsgeschäfte oder Teilgebiete hinweg zu 

vermeiden. Diese Vorgehensweise wird auch für regionale oder kantonale Planungsgeschäfte empfohlen, 

indem jeweils das gesamte Gebiet einer betroffenen Gemeinde in einem einzigen Schritt an die neue AV 

angepasst wird, statt die notwendigen Anpassungen über mehrere Gemeinden oder Teilgebiete zu verteilen. 

7.1.2 Kartenmaterial vor den Änderungen (Ausgangslage) 

Als Ausgangslage für eine Nutzungsplanungsänderung sollte jeweils der Datenstand verwendet werden, der zu 

Beginn des Planungsgeschäfts in Kraft ist und in Form einer XTF-Datei von ePlan bezogen werden kann. Diese 

XTF-Datei sollte als Ausgangslage bzw. als «Kartenmaterial vor den Änderungen» aufbewahrt werden, da sie 

später in ePlan hochgeladen werden muss (Kapitel 7.2.2).  

 

Es empfiehlt sich, die von ePlan bezogene XTF-Datei in das eigene GIS-System zu importieren, um 

sicherzustellen, dass die Änderungen auf dem korrekten rechtskräftigen Stand aufgebaut werden.  

 

Die verwendete Ausgangslage muss später als «Kartenmaterial vor den Änderungen» in ePlan hochgeladen 

werden (Kapitel 7.2.2). Zusammen mit dem «Kartenmaterial nach den Änderungen» (Kapitel 7.1.3) dient sie als 

Grundlage für verschiedene Differenzberechnungen (Kapitel 7.3). 

Unabhängigkeit 

Zeitpunkt der Anpassung 

Ausgangslage wählen 
und aufbewahren 

Ausgangslage ins eigene 
System importieren 

Korrekte Ausgangslage 
hochladen 
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7.1.3 Kartenmaterial nach den Änderungen 

Sobald die Ausgangslage vorbereitet und aufbewahrt wurde (Kapitel 7.1.2), können die Daten im eigenen GIS-

System überarbeitet werden.  

 

Bei der ersten Überarbeitung im Rahmen eines Planungsgeschäfts ist in der Klasse «AD_Planungsgeschaeft» 

(Kapitel 3.2) ein neuer Eintrag zu erfassen. Dieser Eintrag ist in der Klasse «AD_Datensatz» (Kapitel3.3) als 

«Aktives_Geschaeft» sowie bei allen neuen Rechtsvorschriften, neuen Änderungsdokumenten und neuen oder 

geänderten Waldgrenzen als «Planungsgeschaeft» zu referenzieren. 

 

Wenn alle geplanten Änderungen in den Datensatz eingearbeitet wurden, sind die Daten modellkonform als 

XTF-Datei zu exportieren. Bei dieser Datei handelt es sich um das «Kartenmaterial nach den Änderungen». 

Dieses ist mit Hilfe eines Checkservice zu prüfen (Kapitel 7.1.5) und nach einer allfälligen Bereinigung 

zusammen mit dem «Kartenmaterial vor den Änderungen» in ePlan hochzuladen (Kapitel 7.2.2). 

7.1.4 Hinweise zur Datenüberarbeitung 

Das «Kartenmaterial vor den Änderungen» (Kapitel 7.1.2), bleibt im Idealfall bis zum Abschluss des 

Planungsgeschäfts unverändert und kann sowohl für die Voranfrage, Vorprüfung, öffentliche Auflage und 

Genehmigung verwendet werden. Ausnahmen sind insbesondere bei einer weiteren öffentlichen Auflage oder 

Teilrechtskraft (siehe weiter unten) oder aufgrund von Merge-Konflikten (Kapitel 7.3.4) möglich. 

 

Das «Kartenmaterial nach den Änderungen» muss üblicherweise mehrmals überarbeitet werden. Grund dafür 

können z.B. Planänderungen, Planungsfehler, Datenfehler oder Änderungen aufgrund von Einsprachen sein. 

Die Datenüberarbeitung richtet sich in der Regel nach den Anweisungen der Planungsbehörde oder des AGR.  

 

Bei einer Gesamtrevision wird das Baureglement in der Regel vollständig überarbeitet. Alle Zonen und Objekte, 

die mit dem neuen Baureglement oder generell mit einer neuen Rechtsvorschrift verknüpft sind, gelten 

automatisch als «zu genehmigen» (Kapitel 7.3.2). Es sei denn, die Verknüpfung wird als Ausnahme deklariert, 

was mit Hilfe des Attributs «KeineInhaltlicheAenderung» möglich ist (Kapitel 4.6). 

Zonen oder Objekte können auch ganz von der Gesamtrevision ausgenommen werden, indem sie mit dem 

alten Baureglement oder generell mit den alten Rechtsvorschriften verknüpft bleiben und auch sonst keine 

Änderung aufweisen. Sie gelten dann als unverändert. 

Verknüpfungen zu alten Reglementen sind zu löschen, wenn sie nicht mehr benötigt werden. Ein Reglement, 

das keine Verknüpfungen mehr aufweist, ist aus dem Datensatz zu entfernen. 

Korrekte Ausgangslage 
verwenden 

Administrative 
Informationen 

Daten exportieren 

Kartenmaterial vor  
den Änderungen 

Kartenmaterial nach  
den Änderungen 

Gesamtrevision 
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Wird nach der ersten Auflage eine weitere öffentliche Auflage durchgeführt, soll nicht erneut der gesamte 

Umfang des Planungsgeschäfts, sondern nur die Differenz zur vorangehenden öffentlichen Auflage gezeigt 

werden. In solchen Fällen empfiehlt es sich, den Datensatz als Ausgangslage hochzuladen, der in der letzten 

öffentlichen Auflage als «Kartenmaterial nach den Änderungen» hochgeladen wurde. 

Für die Genehmigung muss später wieder die ursprüngliche Ausgangslage hochgeladen werden, damit der 

volle Umfang des Planungsgeschäfts beurteilt, genehmigt und in Kraft gesetzt werden kann. 

 

Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft das Vorgehen, wenn eine zweite öffentliche Auflage durchgeführt wird, 

in der Inhalte aus der ersten öffentlichen Auflage geändert werden. Datensätze mit identischem Inhalt sind 

farblich gleich markiert. 

 

ePlan-Geschäft Kartenmaterial vor den 

Änderungen 

Kartenmaterial nach den 

Änderungen 

Änderungsinformation 

Erste öffentliche 

Auflage 

Datensatz, auf dessen Stand die 

Änderungen aufgebaut wurden. 

Datensatz mit Änderungen  

A und B. 

Änderung A und B werden gezeigt. 

Zweite öffentliche 

Auflage 

Datensatz mit Änderungen  

A und B. 

Datensatz mit Änderungen  

B und C. 

Änderung A* und C werden gezeigt  

(* A wird rückgängig gemacht).  

Genehmigung Datensatz, auf dessen Stand die 

Änderungen aufgebaut wurden. 

Datensatz mit Änderungen  

B und C. 

Änderung B und C wird gezeigt. 

 

Damit das AGR Einsicht in die öffentlichen Auflagen erhält, sind bei der Eröffnung eines 

Genehmigungsgeschäfts unter «Verknüpfte Geschäfte» alle öffentlichen Auflagen zu verknüpfen, die über 

ePlan durchgeführt wurden.  

 

Bei einer Teilgenehmigung kann nicht der gesamte Umfang des Geschäfts genehmigt werden. Die nicht 

genehmigungsfähigen Änderungen sind deshalb aus dem «Kartenmaterial nach den Änderungen» zu entfernen 

bzw. rückgängig zu machen. Das kann eine weitere öffentliche Auflage oder Bekanntmachung erfordern. 

 

Bei Änderungen von Amtes wegen ist die Planungsbehörde verpflichtet, bereinigte Daten einzureichen 

(Art. 57a Abs. 3 BauG). Änderungen von Amtes wegen müssen deshalb vor der Genehmigung geregelt und in 

das «Kartenmaterial nach den Änderungen» eingearbeitet werden. Das kann eine öffentliche Bekanntmachung 

erfordern. 

 

Öffentliche Auflage 

Beispiel  

Öffentliche Auflagen-
Geschäfte verknüpfen 

Teilgenehmigung 

Änderungen von Amtes 
wegen 

Teilrechtskraft 
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Bei einer Teilrechtskraft kann nicht der gesamte Umfang eines genehmigten Geschäfts in Kraft gesetzt werden, 

weil bestimmte Änderungen z.B. durch eine Beschwerde blockiert sind. Damit die restlichen Änderungen 

trotzdem in Kraft gesetzt werden können, muss die Planungsbehörde bei der zuständigen Rechtmittelinstanz 

ein Gesuch um Teilrechtskraft einreichen. Wenn diesem Gesuch entsprochen wird, wird das originale ePlan-

Geschäft kopiert und technisch in zwei Geschäfte unterteilt, um den rechtskräftigen Teil des Geschäfts in Kraft 

setzten zu können.  

Im kopierten Geschäft muss das «Kartenmaterial nach den Änderungen» überarbeitet werden. Konkret müssen 

alle Änderungen rückgängig gemacht werden, die noch nicht in Kraft gesetzt werden können. In der Klasse 

«AD_Planungsgeschaeft» (Kapitel 3.2) ist ein neuer Eintrag zu erfassen mit demselben Geschäftstitel (Kapitel 

7.2.1) wie zuvor, aber ergänzt mit dem Hinweis, dass es sich um eine Teilrechtskraft handelt. Dieser Eintrag ist 

in der Klasse «AD_Datensatz» (Kapitel 3.3) als «Aktives_Geschaeft» zu referenzieren. Sobald die 

Überarbeitung umgesetzt wurde, prüft das AGR die korrekte Umsetzung und das kopierte Geschäft kann in 

Kraft gesetzt werden. 

Das überarbeitete «Kartenmaterial nach den Änderungen» aus dem kopierten Geschäft kann anschliessend im 

originalen Geschäft als Ausgangslage hochgeladen werden. So bleiben als Differenz jene Änderungen übrig, 

die noch nicht in Kraft gesetzt werden können. Das Geschäft bleibt so lange offen, bis die Änderungen in Kraft 

gesetzt oder definitiv verworfen werden. 

 

Die folgende Tabelle zeigt beispielhaft das Vorgehen, wenn nicht alle genehmigten Änderungen gleichzeitig in 

Kraft gesetzt werden können und deshalb eine Teilrechtskraft und Aufteilung der ePlan-Geschäfte erfolgt. 

Datensätze mit identischem Inhalt sind farblich gleich markiert. 

 

ePlan-Geschäft Kartenmaterial vor  

den Änderungen 

Kartenmaterial nach  

den Änderungen 

Bemerkung 

Originales Geschäft Datensatz, auf dessen Stand die 

Änderungen aufgebaut wurden. 

Datensatz mit Änderungen  

A, B und C. 

Änderung C kann aufgrund einer 

Beschwerde nicht in Kraft gesetzt 

werden. 

Kopiertes Geschäft 

(Teilrechtskraft) 

Datensatz, auf dessen Stand die 

Änderungen aufgebaut wurden. 

Datensatz mit Änderungen  

A und B. 

Das Geschäft für die Teilrechtskraft 

darf nur die unbestrittenen 

Änderungen A und B enthalten. 

Originales Geschäft 

(mit bestrittenen 

Änderungen) 

Datensatz mit Änderungen  

A und B. 

Datensatz mit Änderungen  

A, B und C. 

Das ursprüngliche Geschäft soll nur 

noch die bestrittene Änderung C als 

Differenz enthalten. 

Beispiel 
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7.1.5 Qualitätskontrolle (Checkservice) 

Das AGI stellt einen Checkservice für das Datenmodell Nutzungsplanung_BE_V2_0 zur Verfügung. 

Funktionalität und Zugang zum Checkservice sind in der Anleitung «Checkservice Nutzungsplanung» 

beschrieben (Kapitel 9.4). 

 

Im Rahmen der eigenen Qualitätskontrolle ist das «Karenmaterial nach den Änderungen» selbständig mit Hilfe 

des Checkservice auf Fehlermeldungen zu überprüfen. Beim Hochladen in ePlan findet diese Datenprüfung im 

Hintergrund ebenfalls statt, allerdings erfolgt nur dann eine Rückmeldung, wenn ein ERROR vorliegt (Kapitel 

7.2.3). 

 

Der Checkservice unterscheidet folgende Fehler-Kategorien: 

 

‒ ERROR: Die Datenlieferung wird beim Hochladen in ePlan automatisch abgelehnt. Der Fehler muss 

korrigiert werden. Ausnahmefälle sind in Absprache mit dem AGR zu klären. 

‒ WARNING: Die Datenlieferung wird akzeptiert. Die Planungsbehörde ist zuständig, Warnmeldungen im 

Rahmen der Qualitätskontrolle selbständig abzuklären und, falls nötig, die Daten zu korrigieren. 

‒ INFO: Die Datenlieferung wird akzeptiert. Eine Datenkorrektur ist in der Regel nicht nötig. 

7.2 Daten in ePlan hochladen 

7.2.1 Geschäftstitel 

Damit ein Geschäft auch zukünftig und nach der Archivierung beim Staatsarchiv auffindbar bleibt, ist es zentral, 

die Geschäftstitel einheitlich und nach klaren Mustern zu erfassen. Es gilt folgender Grundsatz zur Benennung 

des Geschäftes:  

 

Vollständiger Gemeindename resp. Name der Regionalkonferenz; aussagekräftige Benennung des Geschäftsfalls 

 

Der vollständige Gemeindename ist ohne Umschreibung der Körperschaft, d.h. ohne EG, Einwohnergemeinde, 

Commune o.ä. gemäss amtlicher Bezeichnung und ohne Zusatz (BE) oder BE zu erfassen. Der 

Gemeindename ist von der aussagekräftigen Benennung des Geschäftstitels mit «;» zu trennen (kein 

Leerzeichen davor, ein Leerzeichen danach). 

Checkservice 

Eigene Qualitätskontrolle 

Fehler-Kategorien 

Grundsatz 

Beispiele vollständiger 
Gemeindename resp. 
Name der 
Regionalkonferenz 
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Beispiele für Gemeinden mit deutscher resp. französischer Amtssprache: 

− Interlaken; XY 

− Court; XY 

− Büren a.A.; XY 

− St. Stephan; XY 

− Stocken-Höfen; XY 

− Cortébert; XY 

− La Neuveville; XY 

− Plateau de Diesse; XY 

− Péry-La Heutte; XY 

− Mont-Tramelan; XY 

− Saint-Imier; XY 

 

Beispiele für Gemeinden mit deutsch-französischer Amtssprache:  

− Biel/Bienne; XY oder Bienne/Biel; XY 

− Leubringen/Evilard; XY oder Evilard/Leubringen; XY 

 

Beispiele Regionalkonferenzen: 

− Regionalkonferenz Bern-Mittelland; XY 

− Regionalkonferenz Emmental; XY 

− Regionalkonferenz Oberland-Ost; XY 

 

In der Regel ist auf Sonderzeichen («», +, -, & etc.) zu verzichten. Anführungs- und Schlusszeichen werden nie 

in den Geschäftstitel übernommen, da sie zu Konflikten bei der digitalen Ablage führen können. Zeichen wie 

«/», «+» sowie «-» und ähnliches werden nur übernommen, wenn das Projekt explizit so genannt worden ist 

(z.B. Revision Ortsplanung 2030+).  

 

Auf unnötige Füllwörter wie z.B. Änderung des Nutzungsplans, Änderung der Überbauungsordnung, o.ä. ist zu 

verzichten, da sie oft auch das folgende Wort in der Schreibweise verändern (des Nutzungsplans). Auch auf 

Wiederholungen ist zu verzichten: 

− Gemeinde; Änderung Nutzungsplan XY 

− Gemeinde; Änderung Überbauungsordnung zur Zone mit Planungspflicht ZPP XY 

− Gemeinde; Überbauungsordnung XY mit Änderung Baureglement und Nutzungsplan 

 

Nicht: Gemeinde; Änderung Nutzungsplan und Änderung Baureglement sowie Änderung Überbauungsordnung 

XY. 

Sonderzeichen 

Füllwörter 
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Wörter wie «Revision» bzw. «Teilrevision» und «Ortsplanung» werden getrennt voneinander ausgeschrieben 

(nicht «Ortsplanungsrevision»):  

− Gemeinde; Revision Ortsplanung 

− Gemeinde; Teilrevision Ortsplanung 

 

Wird eine neue Überbauungsordnung erlassen, so wird das als «Überbauungsordnung» deklariert (Nicht: 

«Neuerlass Überbauungsordnung»): 

− Gemeinde; Überbauungsordnung XY mit Änderung Baureglement und Nutzungsplan 

− Gemeinde; Teil-Überbauungsordnung XY zur Zone mit Planungspflicht ZPP P2 

 

 

Im Geschäftstitel soll die Art des Verfahrens nicht genannt werden, also nur «Änderung» (nicht «geringfügige 

Änderung»). Das Wort «Revision» wird nur für Teilrevisionen oder gesamte Revisionen von Ortsplanungen 

gebraucht. Alles andere sind «Änderungen». «Anpassung» o.ä. ist nicht zulässig.  

− Gemeinde; Änderung Nutzungsplan XY 

− Gemeinde; Änderung Überbauungsordnung XY 

− Gemeinde; Änderung Baureglement Art. XY 

− Gemeinde; Änderung Baureglement und Zonenplan 

− Gemeinde; Änderung Uferschutzplan Nr. X 

− Gemeinde; Korrektur aussagekräftige Benennung des Geschäftsfalls 

 

Die Wörter sind auszuschreiben, Abkürzungen sind nur ausnahmsweise oder zusätzlich zulässig. Wörter wie 

Baureglement, Überbauungsordnung und Nutzungsplan werden immer voll ausgeschrieben und im Titel nicht 

abgekürzt (nicht BauR, UeO, ÜO, ZP, o.ä.) mit Ausnahme bei koordinierten Verfahren gemäss 

Koordinationsgesetz: 

− Gemeinde; Änderung Nutzungsplan und Baureglement Zone für öffentliche Nutzung ZöN XY, Parzelle 

Nr. XY und ZZ 

− Gemeinde; Änderung Baureglement und Nutzungsplan Zone für öffentliche Nutzung ZöN XY, Parzelle 

Nr. XY, Neubau Feuerwehrmagazin 

− Gemeinde; Teil-Überbauungsordnung zur Zone mit Planungspflicht ZPP 18 Autoverkehr 

− Gemeinde; Änderung Baureglement und Nutzungsplan 1 Zone mit Planungspflicht ZPP 25 XY 

− Gemeinde; Umzonung Parzelle Nr. XY von Zone für Sport- und Freizeit ZSF, Familiengärten in 

Mischzone A 

− Gemeinde; Überbauungsordnung XY mit Änderung Nutzungsplan mit Baugesuch (KoG) 

 

Teilrevision und 
Ortsplanung 

Neuerlass einer 
Überbauungsordnung 

Art des Verfahrens nicht 
im Geschäftstitel  

Abkürzungen 
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Sind Parzellen explizit betroffen, wird das immer mit Parzelle Nr. XY oder Parzelle Nrn. XY, ZZ und YY 

geschrieben. Begrifflichkeiten wie Gbbl. o.ä. werden nicht verwendet:  

− Gemeinde; Änderung Nutzungsplan XY, Parzelle Nr. XY 

− Gemeinde; Änderung Nutzungsplan, Umzonung Parzelle Nr. XY von Gewerbezone a (Ga) in 

Gewerbezone (G) 

 

Wird im Rahmen eines Geschäfts die erstmalige Anpassung an die BMBV vorgenommen, ist dies im 

Geschäftstitel transparent auszuweisen. Der Zusatz erfolgt in Klammern am Ende des Titels. Der Begriff 

«Umsetzung BMBV» wird einheitlich verwendet. Andere Formulierungen (z.B. «Anpassung an BMBV») sind 

nicht zulässig. 

− Gemeinde; Änderung Baureglement (Umsetzung BMBV) 

− Gemeinde; Teilrevision Ortsplanung, Umsetzung BMBV 

 

Werden Gewässerräume festgelegt, ausgeschieden, angepasst oder umgesetzt, ist dies im Geschäftstitel klar 

zu bezeichnen. 

− Gemeinde; Revision Ortsplanung, Festlegung Gewässerräume 

− Gemeinde; Teilrevision Ortsplanung (Ausscheidung Gewässerräume) mit Ausnahmebewilligung von 

Bewirtschaftungseinschränkungen für Randstreifen (KoG) 

− Gemeinde; Teilrevision Ortsplanung, Änderung Gewässerräume, Änderung Nutzungsplan 

Gewässerräume 

 

Ein koordiniertes Verfahren gemäss Koordinationsgesetz (KoG) umfasst sowohl eine Nutzungsplanung als 

auch ein Baugesuch, z.B. eine Änderung Nutzungsplan, Überbauungsordnung oder Baureglement (ADT, 

Kiesabbau, Hochbau, Strassenanpassung, Abbruch, Inertstoffdeponie) inkl. Baugesuch, Abbruchgesuch, 

Rodungsbewilligung oder für Ausnahmebewilligungen von Bewirtschaftungseinschränkungen für Randstreifen 

im Gewässerraum sowie Ausnahmegesuch Fällung Einzelbäume.  

Nur koordinierte Geschäfte mit einem Bau- oder Abbruchgesuch müssen gemäss BewD über eBau eingereicht 

werden. Die eBau-Nr. ist zusätzlich im Titel aufzuführen.  

− Gemeinde; eBau-Nr. 2025-15764, Überbauungsordnung XY mit Bau- und Rodungsgesuch (KoG) 

− Gemeinde; eBau-Nr. 2025-3354, Änderung Überbauungsordnung XY, Zone mit Planungspflicht ZPP Nr. 

2/2 mit Baugesuch Realisierung Fuss- und Radweg (KoG) 

− Gemeinde; Überbauungsordnung XY mit Änderung Nutzungsplan und Gesuch um Erteilung 

Ausnahmebewilligung für technische Eingriffe in Hecken und/oder Feldgehölze (KoG) 

− Gemeinde; Änderung Nutzungsplan XY mit Rodungsgesuch (KoG) 

− Gemeinde; eBau-Nr. 2025-164, Überbauungsordnung XY mit Änderung Nutzungsplan und Änderung 

Richtplan sowie Baugesuch (KoG) 

Parzellen Nr. 

Umsetzung BMBV 
(erstmalige Anpassung an 
die BMBV) 

Beispiele für Festlegung, 
Umsetzung, 
Ausscheidung oder 
Anpassung 
Gewässerräume 

Koordinierte Verfahren 
gemäss 
Koordinationsgesetz 
(KoG) 
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− Gemeinde; Teilrevision Ortsplanung (Ausscheidung Gewässerräume) mit Ausnahmebewilligung von 

Bewirtschaftungseinschränkungen für Randstreifen (KoG) 

− Gemeinde; eBau-Nr. 2026-123, Arealentwicklung XY mit Abbruchgesuch (KoG) 

 

Umfasst das Geschäft eine Umweltverträglichkeitsprüfung, so wird dem Titel «mit 

Umweltverträglichkeitsprüfung UVP» angefügt. 

7.2.2 Kartenmaterial hochladen 

Damit Daten in ePlan hochgeladen werden können, muss zunächst ein ePlan-Geschäft (Voranfrage, 

Vorprüfung, öffentliche Auflage oder Genehmigung) eröffnet werden. 

 

In der Geschäftsansicht öffnet sich nach Klick auf den Button «Kartenmaterial hochladen» folgender Dialog: 

 

  
 

Als «Kartenmaterial vor den Änderungen» ist die XTF-Datei anzufügen, die als Ausgangslage dient (Kapitel 

7.1.2). 

 

Als «Kartenmaterial nach den Änderungen» ist die XTF-Datei anzufügen, welche die geplanten Änderungen 

enthält (Kapitel 7.1.3). 

 

Sobald der Dialog mit «Hochladen» bestätigt wird, werden die Daten verarbeitet. Dieser Prozess kann einige 

Minuten dauern. In dieser Zeit werden die Änderungsinformationen (Kapitel 7.3.1) und das Inkrement (Kapitel 

Umweltverträglichkeits-
prüfung UVP 

ePlan-Geschäft eröffnen 

XTF-Dateien hochladen 
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7.3.3) berechnet, verschiedene Datenprüfungen durchgeführt und die digitale Karte vorbereitet. Mögliche 

Fehler- und Warnmeldungen werden in den Kapiteln 7.2.4 und 7.2.4 beschrieben. 

 

Erst nachdem das Kartenmaterial erfolgreich importiert werden konnte, können auch die referenzierten PDF-

Dateien hochgeladen werden. Eine Warnmeldung präzisiert, welche PDF-Dateien hochzuladen sind (Kapitel 

7.2.4). 

7.2.3 Fehlermeldungen 

ePlan verwendet für den Datenimport eine XML Schema Definition (XSD). Nur wenn die hochgeladenen XTF-

Dateien strukturell diesem Schema entsprechen, können die Daten korrekt importiert und verarbeitet werden. 

Das Schema ist in einigen Aspekten strenger als übliche Interlis-Prüftools. Deshalb kann es sein, dass der 

Datenimport abbricht und auf fehlerhaftes Kartenmaterial hingewiesen wird, obwohl der Interlis-Checkservice 

(Kapitel 7.1.5) keinen Fehler feststellen kann. Folgende strukturellen Fehler können z.B. zum Abbruch des 

Imports führen: 

 

− Der Modellname stimmt nicht. 

− Die XTF-Datei entspricht nicht einem gültigen XML. 

− Die XTF-Datei enthält mehrere Baskets bzw. BIDs. 

− Die Reihenfolge der Attribute entspricht nicht dem XML-Schema. 

 

Das «Kartenmaterial nach den Änderungen» wird während des Datenimports automatisch durch einen 

Checkservice geprüft (Kapitel 7.1.5). Wenn ein Fehler der Kategorie ERROR vorliegt, wird der Import 

abgebrochen und es erscheint eine Fehlermeldung mit Fehler-Report. WARNINGs und INFOs werden 

hingegen ignoriert und führen nicht zum Abbruch des Datenimports. 

 

 
 

Fehlermeldung aufgrund 
des XML-Schemas 

Fehlermeldung aufgrund 
des Checkservice 
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Die zuvor genannten Fehlermeldungen verhindern, dass die Daten erfolgreich importiert werden können. 

Sobald der Fehler identifiziert und korrigiert wurde, kann erneut versucht werden, die Daten hochzuladen. Bei 

Fragen oder Unklarheiten empfiehlt es sich, mit dem AGR Kontakt (via e-Plan@be.ch) aufzunehmen. 

7.2.4 Warnmeldungen 

Warnmeldungen treten erst auf, nachdem die Daten erfolgreich importiert werden konnten. 

 

Wenn neue Dokumente erfasst wurden, weist eine Warnung darauf hin, dass die in der Karte referenzierten 

PDF-Dateien ebenfalls hochgeladen werden müssen: 

 

 
 

Nach dem Datenimport prüft ePlan, ob ein Merge-Konflikt vorliegt (Kapitel 7.3.4). Wenn einer vorliegt, wird eine 

Warnung angezeigt: 

 

 
 

Die Prüfung auf Merge-Konflikte wird jedes Mal durchgeführt, wenn sich der in Kraft gesetzte Stand verändert, 

z.B. nach Abschluss eines anderen Planungsgeschäfts. Es kann daher sein, dass die Warnung erst zu einem 

späteren Zeitpunkt auftaucht. Es empfiehlt sich, die Ursache des Konflikts zeitnah zu klären und den Konflikt 

sobald möglich zu beheben, sonst können die Änderungen zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung nicht in den in 

Umgang mit 
Fehlermeldungen  

Warnmeldung aufgrund 
fehlender PDF-Dateien 

Warnmeldung aufgrund 
von Merge-Konflikten 

mailto:e-Plan@be.ch
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Kraft gesetzten Stand integriert werden. Weitere Informationen zum Umgang mit Merge-Konflikten werden im 

Kaptiel 7.3.4 beschrieben. 

7.2.5 Qualitätskontrolle (Kartenviewer) 

Nachdem die Daten erfolgreich importiert wurden, sollte der Kartenviewer im Rahmen der eigenen 

Qualitätskontrolle geöffnet und überprüft werden, ob die angezeigten Änderungsinformationen (Kapitel 7.3.1) 

den geplanten Änderungen entsprechen. Wenn nicht, sind die Ursachen für falsche, fehlende oder unerwartete 

Änderungsinformationen zu klären und die Daten allenfalls zu überarbeiten und erneut hochzuladen, bis die 

Änderungsinformationen korrekt sind.   
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7.3 Differenzberechnung 

7.3.1 Delta (Änderungsinformationen) 

Basierend auf dem «Kartenmaterial vor den Änderungen» (Kapitel 7.1.2) und dem «Kartenmaterial nach den 

Änderungen» (Kapitel 7.1.3), berechnet ePlan das sogenannte Delta (inhaltliche Differenz), das im 

Kartenviewer von ePlan zur Anzeige der Änderungsinformationen genutzt wird. 

 

Das Delta bewertet, ob und welche Eigenschaften eines Objekts geändert wurden und wie relevant diese 

Änderungen sind. Damit diese Bewertung möglich ist, müssen die Originaldaten manipuliert, verschnitten und 

in ein eigenes Datenmodell abgefüllt werden. Dabei handelt es sich um einen Meta-Datensatz, der die 

Änderungen an den Originaldaten beschreibt, diese aber nicht verändert oder beeinflusst. 

 

Die Relevanz einer Änderung hängt hauptsächlich von der Verbindlichkeit eines Objekts ab und ob es sich bei 

einem Attribut um einen rechtlich oder funktional relevanten Inhalt handelt. Folgende Relevanz-Stufen werden 

im Delta unterschieden:  

 

Relevanz Symbol Beschreibung 

Zu genehmigen 

(ToApprove) 

 

 

Die Änderung ist rechtlich relevant und muss genehmigt werden. 

Zu prüfen 

(ToCheck) 

 

 

Die Änderung ist von funktionaler Bedeutung und kann sich z.B. auf die Darstellung und 

Verwendung der Daten auswirken. Sie ist zu prüfen, wird jedoch nicht genehmigt. 

Zur Kenntnis 

(ToLog) 

 

 

Die Änderung betrifft hinweisende oder technische Informationen. 

Keine Änderung 

(NoChange) 

 Es liegt keine Änderung vor. 

 

Bei Attributen werden der alte und neue Wert verglichen. Hat sich der Wert geändert, hängt die Relevanz von 

der Funktion des Attributs sowie von der Verbindlichkeit des Typs oder des Dokuments ab. 

 

Bei Geometrien wird ein räumlicher Verschnitt mit einer Toleranz von 1cm (im Massstab 1:1) durchgeführt. Wird 

eine Linie um weniger als 1cm verschoben, wird das z.B. nicht als Änderung angezeigt. Der Verschnitt stellt 

Delta 

Relevanz-Stufen 

Bewertung von Attributen 

Bewertung von 
Geometrien 
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aus Sicht eines Typs fest, welche Flächen, Linien oder Punkte hinzugefügt oder entfernt wurden. Die Relevanz 

hängt von der Verbindlichkeit des Typs ab. 

 

Bei Dokumentverknüpfungen wird aus Sicht einer Geometrie beurteilt, ob eine Verknüpfung hinzugefügt oder 

entfernt wurde. Die Relevanz hängt von der Verbindlichkeit des Typs und des Dokuments ab und kann durch 

das Attribut «KeineInhaltlicheAenderung» beeinflusst werden (Kapitel 4.6).  

7.3.2 Genehmigungsinhalte des Datensatzes 

Genehmigt werden diejenigen Inhalte des Datensatzes, die verbindliche Festlegungen darstellen und somit 

unmittelbare Rechtswirkung entfalten. Diese Inhalte sowie Änderungen daran sind durch die zuständige 

Planungsbehörde korrekt zu erfassen, öffentlich aufzulegen und dem AGR zur Genehmigung einzureichen. In 

den Änderungsinformationen werden sie als «Zu genehmigen» eingestuft (Kapitel 7.3.1). 

 

Inhalte mit funktionaler Bedeutung können sich auf die Darstellung und Verwendung der Daten auswirken. Sie 

werden zwar nicht genehmigt, müssen aber trotzdem korrekt erfasst und geprüft werden. In den 

Änderungsinformationen werden sie als «Zu prüfen» eingestuft (Kapitel 7.3.1). 

 

Die folgende Tabelle dient der Übersicht über die zu genehmigenden und zu prüfenden Inhalte. Alle anderen 

Inhalte werden durch den Kanton nicht gezielt überprüft. Diese Unterscheidung spiegelt sich in der Relevanz 

der Änderungsinformationen wider (Kapitel 7.3.1). 

 

Objekt Zu genehmigende Inhalte Zu prüfende Inhalte 

Rechtsvorschrift − Inhalt der PDF-Datei 

− Dokumentverbindlichkeit 

− Titel 

− PDF_Dateiname 

− Planungsgeschaeft (Referenz) 

Änderungsdokument  

einer Rechtsvorschrift 

− Inhalt der PDF-Datei 

− Erstversion (Referenz) 

− Titel 

− PDF_Dateiname 

− Planungsgeschaeft (Referenz) 

Zusatzdokument  − Dokumentverbindlichkeit 

Hinweisdokument  − Dokumentverbindlichkeit 

Bewertung von 
Dokumentverknüpfungen 

Zu genehmigende Inhalte 

Zu prüfende Inhalte 

Übersicht 
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Objekt Zu genehmigende Inhalte Zu prüfende Inhalte 

Festlegung − Verbindlichkeit 

− Geometrie 

− Bezeichnung 

− Label 

− Abkürzung 

− Darstellungscode 

− KantArt 

− Planungsgeschaeft bei Waldgrenzen (Referenz) 

Verweis auf  

eine Festlegung 

 − Verbindlichkeit 

− Geometrie 

− Bezeichnung 

− Label 

− Abkürzung 

− Darstellungscode 

− KantArt 

Hinweis  − Verbindlichkeit 

− Geometrie der inneren Nutzung 

− KantArt der inneren Nutzung 

Dokumentverknüpfung: 

Festlegung + Rechtsvorschrift 

− Neue Verknüpfungen, falls nicht als 

Ausnahme deklariert (Kapitel 4.6) 

− Neue Verknüpfungen, falls als Ausnahme 

deklariert (Kapitel 4.6) 

− Entfernte Verknüpfungen 

Dokumentverknüpfung: 

Verweis + Rechtsvorschrift 

 − Neue Verknüpfungen 

− Entfernte Verknüpfungen 

7.3.3 Inkrement 

Basierend auf dem «Kartenmaterial vor den Änderungen» (Kapitel 7.1.2) und dem «Kartenmaterial nach den 

Änderungen» (Kapitel 7.1.3), berechnet ePlan das sogenannte Inkrement (technische Differenz). Dieses wird in 

ePlan zur Visualisierung des zukünftigen Stands sowie zur Aktualisierung des in Kraft gesetzten Stands 

verwendet. 

 

Das Inkrement umfasst alle neuen, gelöschten und geänderten Objekte eines Planungsgeschäfts sowie die 

Information über deren Ausgangs- und Zielzustand. Es handelt sich dabei um eine Art Anleitung, welche 

Datenbankoperationen (INSERT, DELETE, UPDATE) erforderlich sind, um die Änderungen in den in Kraft 

gesetzten Stand zu integrieren bzw. zu «mergen». 

 

Inkrement 
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Bei einem UPDATE wird der Wert eines geänderten Attributs immer vollständig ersetzt. Auch alle Stützpunkte 

im Attribut «Geometrie» zählen zusammen als ein einziger Attributwert. Es werden also keine einzelnen 

Stützpunkte manipuliert oder geometrische Verschnitte durchgeführt. Die folgenden Beispiele sollen das 

verdeutlichen: 

 

Kartenmaterial vor  

den Änderungen 

Kartenmaterial nach  

den Änderungen 

Inkrement 

 

 

 

 Objekt A wird hinzugefügt (INSERT). 

 

 

 

 Objekt B wird gelöscht (DELETE). 

Objekt C wird aktualisiert (UPDATE). Das Attribut «Geometrie» wird dabei 

vollständig durch den neuen Wert bzw. Zielzustand ersetzt. 

 

 

 

 Objekt D wird aktualisiert (UPDATE). Das Attribut «Geometrie» wird dabei 

vollständig durch den neuen Wert bzw. Zielzustand ersetzt. 

 

Dank dem Inkrement kann der in Kraft gesetzte Stand beim Abschluss eines Planungsgeschäfts gezielt 

aktualisiert werden und wird nicht vollständig durch das «Kartenmaterial nach den Änderungen» ersetzt. So 

können im Idealfall mehrere Planungsgeschäfte gleichzeitig durchgeführt und in beliebiger Reihenfolge 

abgeschlossen werden, ohne dass die Daten nach der Genehmigung nochmals überarbeitet werden müssen.  

 

Wie in anderen inkrementellen Mutationsverwaltungen können auch in ePlan Merge-Konflikte entstehen, die 

manuell gelöst werden müssen (Kapitel 7.3.4). Wenn diese Konflikte erst nach der Genehmigung entstehen 

oder gelöst werden können, ist in Absprache mit dem AGR eine Überarbeitung von bereits genehmigten Daten 

vorzunehmen. 

7.3.4 Merge-Konflikte 

Ein Merge-Konflikt entsteht, wenn sich eine Änderung nicht automatisch in den in Kraft gesetzten Stand 

integrieren lässt. Das ist der Fall, wenn weder der Ausgangszustand noch der Zielzustand einer Änderung mit 

dem aktuellen Zustand übereinstimmen. 

 

 

Beispiele 

Vorteil des Inkrements 

Merge-Konflikte 

Ursache 

A 

B C C 

 
D 

D 
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Im folgenden Beispiel sollen die Farbe und die Geometrie von Objekt A geändert werden. Bei der Änderung der 

Farbe ist die Absicht klar: Das Objekt war bisher blau und soll neu orange werden. Diese Änderung kann ohne 

Konflikt umgesetzt werden. Bei der Änderung der Geometrie ist die Absicht hingegen unklar, weil alle drei 

Zustände unterschiedlich sind. Ein Grund dafür könnte sein, dass die Geometrie von Objekt A kürzlich durch 

ein anderes Planungsgeschäft geändert wurde. Dadurch wird die Änderung widersprüchlich und das System 

kann nicht automatisch entscheiden, ob der aktuelle Zustand beibehalten, oder durch den Zielzustand ersetzt 

werden soll. Es entsteht ein Merge-Konflikt, der manuell gelöst werden muss. Erschwerend kommt in diesem 

Beispiel hinzu, dass geometrische Änderungen oft nicht schrittweise ersetzt, sondern miteinander kombiniert 

werden sollen. 

 

Datensatz Objekt Bemerkung 

In Kraft gesetzter 

Stand 

(Aktueller Zustand) 

  

Kartenmaterial vor 

den Änderungen 

(Ausgangszustand) 

 Die Geometrie von Objekt A wurde kürzlich durch ein anderes Planungsgeschäft 

geändert, deshalb stimmt der Ausgangszustand nicht mehr mit dem aktuellen 

Zustand überein. 

Kartenmaterial nach 

den Änderungen 

(Zielzustand) 

 Die Absicht der Farbänderung ist klar (blau  → orange) und umsetzbar. Die 

Änderung der Geometrie ist hingegen unklar und steht im Widerspruch zu einer 

kürzlich erfolgten Änderung. 

Resultat 

(Merge-Konflikt) 

 

 

vs. 

 

(beide falsch) 

Das System kann nicht entscheiden, ob der aktuelle Zustand oder der 

Zielzustand der Geometrie übernommen werden soll. In diesem Beispiel 

wären sogar beide Resultate falsch, da beide Änderungen, wie links 

gezeigt, kombiniert werden sollen: 

 

Um Merge-Konflikte zu beheben, müssen die Daten manuell überarbeitet und erneut hochgeladen werden. 

Merge-Konflikte treten meist auf, wenn der Ausgangszustand eines Objekts im «Kartenmaterial vor den 

Änderungen» nicht (mehr) mit dem aktuell in Kraft gesetzten Stand übereinstimmt. In diesem Fall ist eine 

gängige Lösung, den in Kraft gesetzten Stand von ePlan zu beziehen und nochmals sämtliche Änderungen auf 

dieser neuen Ausgangslage aufzubauen. Wenn das Planungsgeschäft viele Änderungen umfasst, ist das 

allerdings mit hohem Aufwand für die Datenerfassung und -kontrolle verbunden. Deshalb kann es sich lohnen, 

die Ursache eines Merge-Konflikts genau zu analysieren und das problematische Objekt gezielt zu 

überarbeiten.  

 

 

Beispiel 

Merge-Konflikte beheben 

A 

A 

A 

A A 
A 
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Im oben gezeigten Beispiel wird der Konflikt durch die Geometrie von Objekt A verursacht. Da diese Geometrie 

erst kürzlich in einem anderen Planungsgeschäft geändert wurde, stellt sich die Frage, ob die erneute 

Änderung tatsächlich beabsichtigt und erlaubt ist oder ob sie z.B. gegen das Prinzip der Planbeständigkeit 

verstösst. In diesem Beispiel ist dies nicht der Fall und beide Änderungen sollen kombiniert werden. Dazu wird 

die Geometrie von Objekt A im Kartenmaterial vor und nach den Änderungen aktualisiert und anschliessend die 

geplante Änderung im «Kartenmaterial nach den Änderungen» ergänzt. 

 

Datensatz Objekt Bemerkung 

In Kraft gesetzter 

Stand 

(Aktueller Zustand) 

  

Kartenmaterial vor 

den Änderungen 

(Ausgangszustand) 

 Variante 1: Der Datensatz wird durch den in Kraft gesetzten Stand ersetzt. 

Variante 2: Die Geometrie von Objekt A wird gezielt manipuliert bzw. aktualisiert, 

damit sie dem aktuellen Zustand entspricht.  

Kartenmaterial nach 

den Änderungen 

(Zielzustand) 

 Variante 1: Alle Änderungen werden auf der neuen Ausgangslage aufgebaut. 

Variante 2: Die Geometrie von Objekt A wird gezielt manipuliert bzw. aktualisiert, 

damit sie dem aktuellen Zustand + Änderung entspricht. 

Resultat 

 

 

 

 

Das Resultat ist eindeutig und Objekt A kann ohne Konflikt aktualisiert werden. 

Der Merge-Konflikt konnte gelöst werden. 

 

Beispiel 

A 

A 

A 

A 
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8. Veröffentlichung der Daten  

Die digitalen Daten sind einerseits bei der öffentlichen Auflage, welche über ePlan abgewickelt wird, öffentlich 

einsehbar. Andererseits werden sie durch den Kanton nach der Inkraftsetzung über verschiedene Kanäle 

veröffentlicht. Es ist den Planungsbehörden überlassen, die digitalen Daten in ihrem gemeindeeigenen Web-

GIS zu publizieren. 

 

Sobald ein Genehmigungsgeschäft in ePlan durch das AGR nach der Inkraftsetzung durch die 

Planungsbehörde abgeschlossen wird, werden die in Kraft gesetzten Daten automatisch an das AGI 

weitergeleitet für die Veröffentlichung auf der kantonalen Geodaten-Infrastruktur (Art. 57a Abs. 4 BauG).  

Das AGR als zuständiges Fachamt für den Datensatz der Nutzungsplanung anerkennt die aus ePlan an das 

AGI gelieferten Daten gemäss Art. 5 ÖREBKV und übergibt sie dem AGI zur Veröffentlichung über 

verschiedene Kanäle. 

 

Verwendungszweck 

(Publikationskanäle) 

Zuständig Erläuterung 

Geoprodukt AGI Die Nutzungsplanungsdaten werden beim AGI in folgende Geoprodukte importiert: 

− Kommunale Nutzungsplanung 

− Regionale Nutzungsplanung 

− Kantonale Nutzungsplanung 

− Statische Waldgrenzen 

Dabei handelt es sich um Datensätze, die für den Vertrieb der Daten im kantonalen 

Geoportal optimiert wurden. Sie dienen als Grundlage für die kantonalen 

Geoportalkarten und werden öffentlich zum Download oder als Geodienst zur 

Verfügung gestellt. 

Kantonales Geoportal AGI Im kantonalen Geoportal können die Geoprodukte sowie themenspezifische Karten 

visualisiert werden. 

geodienste.ch AGI Das AGI liefert die Nutzungsplanungsdaten im Minimalen Geodatenmodell an 

geodienste.ch. 
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Verwendungszweck 

(Publikationskanäle) 

Zuständig Erläuterung 

ÖREB-Kataster AGI Die Nutzungsplanungsdaten werden im ÖREB-Kataster in folgenden Themen 

dargestellt:  

− Kommunale Nutzungsplanung  

− Regionale Nutzungsplanung 

− Kantonale Nutzungsplanung 

− Lärmempfindlichkeitsstufen (in kommunalen Nutzungszonen) 

− Lärmempfindlichkeitsstufen (in regionalen Nutzungszonen) 

− Lärmempfindlichkeitsstufen (in kantonalen Nutzungszonen) 

− Gewässerraum (in kommunalen Nutzungszonen) 

− Gewässerraum (in regionalen Nutzungszonen) 

− Gewässerraum (in kantonalen Nutzungszonen) 

− Kommunale Wald-Baulinien 

− Regionale Wald-Baulinien 

− Kantonale Wald-Baulinien 

− Statische Waldgrenzen 

 

Folgende Inhalte werden in den ÖREB-Kataster übernommen: 

- Festlegungen 

- Verweise auf Festlegungen 

- Rechtsvorschriften 

- Zusatzdokumente 

eBau AGR Die Nutzungsplandaten aus dem ÖREB-Kataster oder Übersichtszonenplan (UZP) 

werden in eBau für den Abgleich mit den baurechtlichen Rahmenbedingungen 

verwendet.  

Statistische Auswertungen AGR Die Nutzungsplanungsdaten werden für die Ableitung von weiteren kantonalen 

Geoprodukten verwendet, u.a. UZP, Siedlungsentwicklung nach innen (SEin), 

Arbeitszonenbewirtschaftung (AZB), Kulturland, Fruchtfolgeflächen (FFF). Die 

aggregierten Bauzonen des Übersichtszonenplans dienen wiederum als Grundlage 

für die Berechnung der Bauzonenstatistik sowie die Ermittlung des 

Wohnbaulandbedarfs (Massnahmenblatt A_01 des kantonalen Richtplans) aufgrund 

der unüberbauten Bauzonen und Nutzungsreserven. 

Berichterstattung an den 

Bund 

AGR Die Nutzungsplanungsdaten dienen als Grundlage für die Berichterstattung an den 

Bund nach Art. 9 Abs. 1 Raumplanungsverordnung (RPV) zu den Themen 

Abstimmung Siedlung und Verkehr, Siedlungsentwicklung nach innen, 

Siedlungsgebiet, Fruchtfolgeflächen, Bauzonendimensionierung. 
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8.1 Datenschutz 

Dieses Kapitel befindet sich derzeit noch in Bearbeitung. 
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9. Anhänge 

9.1 Website ePlan 

Weitere Informationen und Grundlagen zu ePlan sind verfügbar unter: 

https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/eplan/informationen.html 

9.2 Bezug Datenmodell 

https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/datenmodell-

eplan/Nutzungsplanung_BE_V2_0.zip 

 

9.3 Bezug Symbolkatalog 

https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/datenmodell-

eplan/nutzungsplanung 

9.4 Checkservice 

Weitere Informationen zum Checkservice Nutzungsplanung sind verfügbar unter: 

https://www.agi.dij.be.ch/de/start/dienstleistungen/check-service.html 

9.5 Dokumentnamenabkürzungsverzeichnis 

Dokument / Bezeichnung Abkürzung 

Abbau, Deponie und Transporte ADT 

Amtsbericht AB 

Auflageexemplar AEx 

Auflagebestaetigung AuflB 

https://www.raumplanung.dij.be.ch/de/start/eplan/informationen.html
https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/datenmodell-eplan/Nutzungsplanung_BE_V2_0.zip
https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/datenmodell-eplan/Nutzungsplanung_BE_V2_0.zip
https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/datenmodell-eplan/nutzungsplanung
https://www.raumplanung.dij.be.ch/content/dam/raumplanung_dij/dokumente/de/eplan/datenmodell-eplan/nutzungsplanung
https://www.agi.dij.be.ch/de/start/dienstleistungen/check-service.html
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Aufzonung AUZ 

Baugesuch BG 

baurechtliche Grundordnung BrG 

Baureglement / Gemeindebaureglement BauR / GBR 

Bericht Bericht 

Bericht unüberbaute Bauzonen BueB 

Bescheinigung der Richtigkeit der Angaben BdRdA 

Beschlussfassung Beschlf 

Eingangsbestätigung Eib 

E-Mail M 

Einsprache Einsp 

Einspracheverhandlung Einspv 

Einzonung EIZ 

Empfehlung E 

Entscheid ENT 

Erläuterungsbericht EB 

Fachbericht FB 

Fachberichtsformular FBForm 

Fruchtfolgeflächen FFF 

Gemeinderat GR 

Grosser Gemeinderat GGR 

Gemeindeversammlung GV 

Genehmigung G 

Genehmigungsvermerke Gverm 

Genehmigungsvorbehalte GV 

geringfügig geringf. 

Gesuch Ges 

Hinweis H 

Inventarplan InvP 

Koordinationsgesetz oder das Verfahren nach 

Koordinationsgesetz 

KoG 

Korrespondenz K oder nichts 

Mehrwertabgabe MWA 

Mehrwertabgabereglement MWAR 
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Mitwirkungsbericht MB 

Nutzungsplanung NPL 

Kataster der öffentlich rechtlichen Eigentumsbeschränkungen OEREBK 

Planungszone PZ 

Planverzeichnis PV 

Projektänderung PAE 

Protokoll Prot 

Publikationstext / Publikationstexte Pubtx 

Rechtsverwahrung RV 

Regionalkonferenz RK 

das regionale Gesamtverkehrs- und Siedlungskonzept RGSK 

Revision Ortsplanung OPR 

Richtplanung / Richtplan RP 

Rodungsgesuch RG 

Schutzzonenplan SchutzZP 

Siedlungsentwicklung nach innen SEin 

Stadtrat StR 

Startgespräch SG 

Stellungnahme S 

Störfallvorsorge STFV 

Teilrevision Ortsplanung TROP 

Traktandenliste TL 

Überbauungsordnung UeO 

Überbauungsplan UeOP 

Überbauungsvorschriften UeOV 

Überweisungsschreiben UeS 

Uferschutzplanung / Uferschutzplan USP 

Umzonung UMZ 

Unterschriftenliste UL 

Umweltverträglichkeitsprüfung UVP 

Umweltverträglichkeitsprüfungsbericht UVB 

Verfügung V 

Vertrag Vertr 

Voranfrage VAF 
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Voranfrageantwort VA 

Vorprüfung VP 

Vorprüfungsbericht VB 

Zonenplan ZP 

Zone mit Planungspflicht ZPP 

Zone für öffentliche Nutzung ZoeN 

Zonen für Sport- und Freizeitanlagen ZSF 

Alle üblichen Abkürzungen der Direktionen, Ämter, Abteilungen, 

Verbände, Organisationen 

Bsp. Direktionen: DIJ, BVD, WEU… 

Bsp. Ämter: AGR, LANAT, AWA… 

Bsp. Abteilungen: O+R, KPL, OIK I, Boden, FI, ANF… 

Bsp. Verbände, Organisationen: STI, Procap, BLS, SBB… 

Alle üblichen Abkürzungen von Gesetzen und Verordnungen Bsp. KoG, BauV, BauG, VRPG, usw.  
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9.7 Glossar 

9.7.1 Erlasse 

BauG Baugesetz des Kantons Bern (BSG 721) 

BauV Bauverordnung des Kantons Bern (BSG 721.1) 

BMBV Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen vom 25. Mai 2011 (BSG 721.3) 

 

BSG Systematische Gesetzessammlung des Kantons Bern 

GeoIG Bundesgesetz über Geoinformationen vom 5. Oktober 2007 (SR 510.62) 

GeoIV Verordnung über Geoinformationen vom 21. Mai 2008 (SR 510.620) 

GSchG 
Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (Gewässerschutzgesetz; 

SR 814.20) 

GSchV  Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (SR 814.201) 

KGeoIG Kantonales Geoinformationsgesetz vom 8. Juni 2015 (BSG 215.341) 

KGeoIV Kantonale Geoinformationsverordnung vom 11. November 2015 (BSG 215.341.2) 

KV Verfassung des Kantons Bern vom 06.06.1993 (BSG 101.1) 

KWaG Kantonales Waldgesetz vom 5. Mai 1997 (BSG 921.11) 

KWaV Kantonale Waldverordnung vom 29. Oktober 1997 (BSG 921.111) 

ÖREBKV Verordnung über den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen vom 

2. September 2009 (SR 510.622.4) 

RPG Bundesgesetz über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz) 

RPV Raumplanungsverordnung 

SR Systematische Gesetzessammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

SStG Gesetz über das Sonderstatut des Berner Juras und über die französischsprachige 

Minderheit des Verwaltungskreises Biel/Bienne (Sonderstatusgesetz; BSG 102.1) 

VAV Verordnung über die amtliche Vermessung vom 18. November 1992 (SR 211.432.2) 

WaG Bundesgesetz über den Wald vom 4. Oktober 1991 (SR 921.0) 

WGB Gesetz über den Gewässerunterhalt und Wasserbau vom 14. Februar 1989 

(Wasserbaugesetz; BSG 751.11) 

https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/721.0
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/721.1
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/721.3
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/systematic/texts_of_law
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/388/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2008/389/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1992/1860_1860_1860/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1992/1860_1860_1860/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1998/2863_2863_2863/de
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/215.341.4
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/215.341.2
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/101.1
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/921.11
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/921.111
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/553/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1979/1573_1573_1573/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2000/310/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/553/de
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/texts_of_law/102.1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1992/2446_2446_2446/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1992/2521_2521_2521/de
https://www.belex.sites.be.ch/app/de/quick_search/systematic/direct/1082844/1d4e01e12ab2dc7e0d82f0f9c526f8
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9.7.2 Abkürzungen 

 

Abkürzung Bedeutung 

AGI Amt für Geoinformation des Kantons Bern 

AGR Amt für Gemeinden und Raumordnung des Kantons Bern 

AV Amtliche Vermessung 

AWN Amt für Wald und Naturgefahren des Kantons Bern 

BFS-Nr. Gemeindenummer gemäss Bundesamt für Statistik 

BID Basket-ID 

BL Baulinien 

DIJ Direktion für Inneres und Justiz des Kantons Bern 

eBUP Gesetzesrevision für das elektronische Bau- und Planerlassverfahren 

ePlan Applikation zur Umsetzung des elektronischen Planerlassverfahrens 

ES Lärmempfindlichkeitsstufen 

GIS Geoinformationssystem 

GN Grundnutzung 

GR Gewässerraum 

INTERLIS Formale Beschreibungssprache für Geodaten (SN 612031) 

KantArt Kantonale Zonen- oder Objektart 

MGDM Minimales Geodatenmodell 

MOPUBE Geoprodukt Amtliche Vermessung vereinfacht des Kantons Bern 

NH Natur- und Heimatschutz 

RV Rechtsvorschriften 

SBV Altrechtliche Sonderbauvorschriften 

TID Transfer-ID 

UE Überlagerung 

UeO Überbauungsordnungen 

UeP Überbauungsplan 

UeV Überbauungsvorschriften 

UID Unternehmens-Identifikationsnummer 

USP Uferschutzplanungen 

UUID Universally Unique Identifier (eine 128-Bit-Zahl) 
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UZP Übersichtszonenplan 

WE Wege 

WF Waldfeststellung 

WMS Web Map Service 

XTF-Datei Geodatensatz im INTERLIS 2 Transferformat (*.xtf) 

ZOEN Zonen für öffentliche Nutzungen 

ZPP Zonen mit Planungspflicht 

ZSF Zonen für Sport- und Freizeitanlagen 

 


